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PETER THIEL

Dass eine solide Berufsausbildung eine
der wichtigsten Voraussetzungen für die
positive Gestaltung eines Lebensweges
darstellt, ist keine neue Erkenntnis. Und
dass ein qualifizierter Berufsnachwuchs
unverzichtbar ist für die Sicherung des
Wirtschaftsstandorts, weiß auch jeder-
mann. Was derzeit aber niemand genau
weiß, ist, wie den mehr als 15 000 jungen
Menschen zu helfen ist, die allein in Bay-
ern bei der Berufswahl heuer auf der
Strecke bleiben werden. 

„Wir schreiben uns die Finger wund
und erhalten auf die Bewerbungen
nichts als Absagen“, erklärten Schulab-
gänger bei einer Anfang Mai ausge-
strahlen Sendung des Bayerischen Fern-
sehens, die sich mit der aktuellen Lehr-
stellensituation befasste. 

In der Bundesrepublik Deutschland
setzte man bei der Berufsausbildung –
wenn auch nicht ausschließlich – vom
Anfang an auf das duale System. Wirt-
schaft und Politik zeigten sich in den ver-
gangenen Jahren stets stolz, wenn die
duale Ausbildung vom Ausland gelobt
oder wenn gar Interesse an deren Über-
nahme gezeigt wurde. 

Angesichts normaler Konjunkturver-
läufe ging die Sache eigentlich auch im-
mer gut, weil die Betriebe im eigenen In-
teresse Ausbildungsplätze anboten. 

Seit einigen Jahren aber schwächelt
das System. Mal ging’s bergan mit dem
Lehrstellenangebot, dann wieder berg-
ab, wobei der Überhang, der zu einer
freien Berufsentscheidung eigentlich
nötig wäre, kaum je gegeben war. Die
jetzige Lage aber scheint mehr zu sein
als eine vorübergehende Krise. Ange-
sichts der wirtschaftlichen Großwetter-
lage verweigern sich gut zwei Drittel der
bundesdeutschen Betriebe der Ausbil-
dung. „Knapp sechs Monate vor Beginn
des neuen Ausbildungsjahres zeichnet
sich ein dramatischer Mangel an Lehr-
stellen ab“, schreibt der dpa-Kultur-
dienst. Nach Angaben der Bundesan-
stalt für Arbeit habe sich die Zahl der bis
Ende März von den Betrieben gemelde-

ten Ausbildungsplätze im Vergleich zum
Vorjahr bundesweit um 58500 verrin-
gert. Nach einer Zwischenbilanz stan-
den zu diesem Zeitpunkt 523 400 unver-
mittelten Bewerbern nur 393100 offene
Stellen gegenüber. Zu den diesjährigen
Schulabsolventen seien noch diejenigen
hinzuzurechnen, die im Vorjahr zu kurz
gekommen waren.  

E in Teil der Schulabgänger, nämlich
die mit mittlerer Reife, weichen auf wei-
terführende Schulen – in Bayern z.B. auf
die FOS – aus, wenn sie bei ihrer Ausbil-
dungsplatzsuche nichts Adäquates fin-
den. Die FOS wird deshalb im Herbst
hoffnungslos überlaufen sein. 

Der andere Teil der Jugendlichen, die
schulisch weniger Qualifizierten, bleibt
auf der Strecke, landet bestenfalls im
BVJ oder wird von den Institutionen hin
und her geschoben. Das Landesarbeits-
amt Bayern hat bereits angekündigt, be-
rufsvorbereitende Maßnahmen nicht
ausweiten zu wollen und erwartet, dass
die beruflichen Schulen mit Vollzeit-
maßnahmen einspringen. Das Kultusmi-
nisterium wiederum sieht „angesichts
der knappen Mittel und des Lehrerman-
gels keine Möglichkeit, zusätzlich BVJ-
Klassen und weitere Klassen an Berufs-
fachschulen einzurichten“.

Was also tun? Zunächst wird appel-
liert. Appelliert an die Adresse der Be-
triebe, wie Bundesbildungsministerin
Bulmahn dies tat. „Es kann nicht sein“,
sagte sie, „dass nur ein Drittel der Be-
triebe ausbildet“ und verwies auf ge-
meinsame Maßnahmen ihres Hauses
mit dem Wirtschaftsministerium, so u.a.
auf die Bereitstellung von Krediten für
die Ausbildung und auf die Lockerung
der Ausbildungsverordnung. Letzterem
zu Folge sollen Bestimmungen, nach de-
nen nur Meister oder Gesellen mit be-
sonderer Prüfung ausbilden dürfen, für
fünf Jahre außer Kraft gesetzt werden,
ein Unterfangen, bei dem einem nicht
wohl zu Mute sein kann. Quo vadis deut-
sche Berufsausbildung? 

Diskutiert wird nach wie vor die Aus-
bildungsplatzabgabe. In Bayern starte-
ten Wirtschaft und Staatsregierung fer-

ner eine gemeinsame Initiative. Minis-
terpräsident Stoiber sprach von einem
neuen Ansatz zur Bewältigung der Her-
ausforderung auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt. Die Staatsregierung will dabei
Ausbildungsbetriebe unterstützen, in-
dem sie denjenigen Betrieben, die Ab-
solventen der Hauptschul-Praxisklassen
aufnehmen, 2 500 Euro pro Stelle be-
zahlt. MdL Friedrich Odenbach und die
Landtags-SPD wiederum schlagen vor,
die Volksschulordnung dahingehend zu
ändern, dass die 9. Hauptschulklasse
freiwillig wiederholt werden kann. Da-
mit will man erreichen, dass die Jugend-
lichen anschließend auf den M-Zug auf-
springen können oder bessere Chancen
auf dem Lehrstellenmarkt haben. 

Das Landesarbeitsamt andererseits
weist auf noch offene Stellen hin, auf
solche nämlich, die aus Gründen man-
gelnder Attraktivität niemand haben
will. 

Viele Appelle, viele Vorschläge und
Bemühungen also. Sollten aber all dies
nicht fruchten, dann muss man den Mut
haben, die auf der Strecke gebliebenen
jungen Leute in einjährigen Berufsfach-
schulen aufzufangen, ihnen dieses Jahr
allerdings auch auf ihre Berufsaus-
bildung anrechnen. In der Berufsschu-
le freiwerdende Personalkapazitäten
könnten dabei genutzt werden. Die
Wirtschaft muss sich keine Sorgen ma-
chen: die Ausbildung wäre damit nicht
verstaatlicht, das duale System nicht in
Frage gestellt, es bestünde lediglich ein
anderer zeitlicher Verteilungsmodus.
Die Betriebe aber wären ein Drittel ih-
rer „Ausbildungssorgen“ los.

In der eingangs zitierten TV-Sendung
wurde dies leider mit keiner Silbe er-
wähnt, was dazu beitrug, dass sie über ei-
ne larmoyante Zustandsbeschreibung
nicht hinausgelangte. Der Zuschauer
konnte dies nur bedauern, der berufli-
che Bildungsweg und seine Schulen hät-
ten mehr Akzeptanz verdient gehabt,
vor allem von einer Institution wie dem
Bayerische Fernsehen. 

Die Staatsregierung aber reagiert im
Hinblick auf den Herbst noch sehr ver-
halten, nämlich mit der Neuschaffung
von gerade mal fünf einjährigen Berufs-
fachschulen. Dies ist angesichts der pro-
blematischen Lage freilich nur ein Trop-
fen auf den heißen Stein. <

Nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein
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Der sprichwörtliche stete Tropfen, der
den Stein höhlt, liefert wohl das Motiv,
wenn der VLB in schöner Regel-
mäßigkeit seit Jahren parlamentarische
Abende durchführt. Lobbyismus
braucht eben einen langen Atem und
viele der Erfolge, die der Verband ver-
buchen konnte in all den Jahren, sind
einer gewissen Hartnäckigkeit und
Kontinuität zu verdanken. Das Thema
Bildung hat derzeit freilich Vorfahrt im
Freistaat, und das Spezialgebiet „be-
rufliche Schulen“ erfreut sich bei den
Damen und Herrn aus dem Maximilia-
neum offensichtlich gebührender Ak-
zeptanz. Zu dieser Annahme muss man
gelangen, wenn man auf die beiden
jüngsten parlamentarischen Abende
des VLB zurückblickt, die im Mai über
die Bühne gingen. Mit einer gewissen
Genugtuung beispielsweise kann man
konstatieren, dass beim Treffen mit der
sozialdemokratischen Opposition die
vorbereiteten Plätze nicht ausreichten,
weil sich etliche der Parlamentarier
über die offizielle Meldung hinaus
spontan entschlossen, „bei den Berufs-
schullehrern mal reinzuhören, um am
Ball zu bleiben“, und dass nicht nur
Fraktionschef Franz Maget anwesend

war, sondern auch Landesvorsitzender
Wolfgang Hoderlein.  

Sensible Gesprächspartner
Sowohl die Vertreter der Regierungs-
fraktion als auch die Damen und Herrn
von der Opposition erwiesen sich als
sensible Partner bei der Aussprache
über die z.T. besorgniserregenden Ent-
wicklungen in der beruflichen Bildung.
Und wenn MdL Siegfried Schneider
(CSU) forderte, dass das Image der Po-
litiker ebenso wenig herunter geredet
werden dürfe wie das der Lehrer, dann
kann man ihm zwar zustimmen, muss
sich den Schuh aber nicht anziehen.
Der VLB jedenfalls pflegt einen kon-
struktiven Umgang mit seinen „Maxi-
milianeern“, was die beiden Abende
einmal mehr bewiesen. 

Die Tischvorlage
Wie gewohnt präsentierte der VLB je-
weils eine Tischvorlage mit folgenden
Themen: 
• Ausbildungsplatzsituation 2003,
• Lehrerversorgung/Lehrernach-

wuchs/ Lehrerbildung,
• Schaffung von Kompetenzzentren,
• Dienstrechtliches.

Bei der CSU-Runde wurde die
Agenda noch um die vorgesehene

„Strukturänderung der FOS“ erwei-
tert. Die VLB-Positionen interpretier-
te Landesvorsitzender Hermann Sau-
erwein, unterstützt durch seine Stell-
vertreter und Funktionsträger aus
dem Hauptvorstand. 

M it einjährigen Berufsfachschu-
len aus der Klemme
Im Hinblick auf die kritische Situation
am Ausbildungsstellenmarkt appellie-
re der VLB an die Betriebe, Verwal-
tungen und Politik, besondere An-
strengungen zu unternehmen, damit
alle ausbildungwilligen und ausbil-
dungsfähigen jungen Leute unter-
kommen, erklärte Sauerwein. Auf-
grund der angespannten Wirtschafts-
lage sei im Herbst mit einem weiteren
Rückgang an Lehrstellen um 10 bis
15%  zu rechnen, was bedeute, dass
bayernweit rund 15000 junge Leute
das Nachsehen haben. Über die bis-
lang publizierten Maßnahmen hinaus,
tritt der VLB für ein verstärktes An-
gebot an einjährigen Berufsfachschu-
len ein. Diese vermitteln eine Grund-
qualifikation, welche freilich auf die
anschließende betriebliche Ausbil-
dung angerechnet werden muss. Die
jungen Leute ins BVJ oder in die Jung-
arbeiterklassen abzuschieben sei je-
denfalls keine Lösung. „Wir stehen
zum dualen System, aber wenn der
Partner beim Lehrstellenangebot
schwächelt, muss man über alternative
Lösungen nachdenken“, sagte Sauer-
wein. Die durch zurückgehende Lehr-
lingszahlen freien Lehrerkapazitäten
könnten für die Berufsfachschulen ge-

Parlamentarische Abende des VLB mit den beiden großen 
Landtagsfraktionen:

Getragen von Optimismus und
konstruktivem Denken

„Das Image der Politiker nicht runterreden.“ M dL Siegfried
Schneider, rechts VLB-Vize Armin Ulbrich.

„Samiel hilf, du kennst unsere
Finanzen.“ M dL Prof. Dr. Walter
Eykmann.

„Das elternunabhängige Bafög für die BOS-Schüler 
nicht aufs Spiel setzen.“ Hansjörg Bosch (VLB); rechts 
Alex Liebel (VLB).
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nutzt werden. Entscheidend ist – wie
gesagt – der Aspekt der Anrechnung.
Die Wirtschaft habe keinen Grund zur
Befürchtung, dass damit die Ausbil-
dung verstaatlicht werde. Für eine ent-
sprechende Entscheidung allerding
bleibt im Hinblick auf den Schuljah-
resbeginn nur noch wenig Zeit, stell-
ten die VLB-Vertreter fest. 

Die w irtschaftlichen Zusammen-
hänge nicht aus dem Auge 
verlieren
In der Regierungsfraktion neigt man
dazu, zunächst die Betriebe in die
Pflicht zu nehmen und die Situation
weiterhin genau zu beobachten. Man
müsse sich vor überzogenen Erwar-
tungen an den Staat hüten und dürfe
die gesamtwirtschaftlichen Zusam-
menhänge nicht aus dem Auge verlie-
ren, hieß es. Der Staat hänge nun mal
von der Wirtschaft ab.   

Die Vorstellungen der Sozialdemo-
kraten decken sich weitestgehend mit
denen des VLB, soweit es die Konse-
quenzen aus der Lehrstellensituation
betrifft. Fraktionsvorsitzender Franz
Maget und die Vorsitzende des Land-
tagsausschusses für Jugend, Bildung
und Sport, Marianne Schieder, sagten
zu, sich im Rahmen ihrer Möglichkei-
ten für ein erhöhtes Angebot an einjäh-
rigen Berufsfachschulen einzusetzen. 

Schlechte Aussichten für die
Schul-Sozialarbeit 
Im Zusammenhang mit dem Thema
„Jungarbeiter“ wurde beim Gespräch
mit den Sozialdemokraten u.a. über

die Schulsozialarbeit nachgedacht.
Diese werde sich nach Lage der Dinge
im Herbst vermutlich ebenfalls dra-
matisch verschlechtern, hieß es. „Soll-
te es tatsächlich zu weniger Berufs-
schulklassen kommen, dann eröffnet
sich die Möglichkeit, mit den freiwer-
denden Kapazitäten die Sozialarbeit
zu verstärken“, meinte MdL Karin
Pranghofer. 

Starker Lehrerbedarf 
Insbesondere an der FOS, aber auch
an der BOS, nehmen die Schüler wei-
terhin zu. „Dies ist uns Freude und
Horror zugleich“, erklärte Sauerwein
und verwies auf FOS-Klassen mit bis
zu 34 Schülern. Deshalb müssen 180
bis 200 Planstellen mehr geschaffen
werden. Gleichzeitig fordere der VLB 
• Maßnahmen zur Verbesserung des

Lehrerimages in der Öffentlichkeit,

• die Rücknahme der aktuellen
dienst- und beamtenrechtlichen
Verschlechterungen,

• die Gewährung von Anwärterson-
derzuschlägen,

• eine verbesserte Abstimmung der
Prüfungstermine an den Universi-
täten mit dem Schuljahresbeginn,

• eine intensive Werbung für das
Lehramt an beruflichen Schulen, 

• die besondere Förderung der Sei-
teneinsteiger in pädagogischer, me-
thodischer und didaktischer Hin-
sicht sowie

• eine stärkere Verzahnung von uni-
versitärer Ausbildung und Refe-
rendariat unter E inbeziehung der
Lehrerfortbildung. 
Gleichzeitig dürfen nach Vorstel-

lung des VLB die universitäre Lehrer-
ausbildung für das Lehramt an beruf-
lichen Schulen und die Diplomstudi-

„In Sachen Schulaufsicht muss sich 
w as ändern.“ M dL Heinz Donhauser,
links Ingrid Heckner (VLB).

„Der Ansatz des Landtagsbeschlusses w ar revolutionär, 
an den Durchführungen hapert’s.“ M dL Heinrich Rudrof,
links Barbara Dilberow ic (VLB).

„Vorsicht mit dem Begriff Billigabitur.“ 
German Denneborg, w isschenschaftlicher 
M itarbeiter der CSU-Landtagsfraktion.

Tête-à-tête nach Toresschluss: M dL Blasius Thätter (links)
und VLB-Vize Hans Käfler.

„Wir stehen zur dualen Ausbildung, aber w enn der Partner
schw ächelt, muss man neu nachdenken.“ VLB-Landesvorsit-
zender Hermann Sauerw ein, links M dL Dr. Ingrid Fickler, die
stellvertretende Vorsitzende der CSU-Landtagsfraktion.
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engänge nicht angetastet werden, was
nach Aussage von MdL Siegfried
Schneider (CSU) derzeit auch nicht
zur Diskussion steht. 

Der VLB möchte im Übrigen alles
getan wissen, die Nachfrage nach dem
Lehramt an beruflichen Schulen an al-
len Studienorten zu erhöhen.

Die beruflichen Schulen gelten
als besonders innovativ 
Die Versorgung insbesondere der be-
ruflichen Oberstufe mit Lehrpersonal
liege der Regierungsfraktion stark am
Herzen, betonte MdL Siegfried
Schneider. Man habe für diesen Be-
reich eigens eine Reserve bereitgehal-
ten. Auch der Werbung für das beruf-
liche Lehramt räume man in der Frak-
tion einen hohen Stellenwert ein. Im
Übrigen gelten die beruflichen Schu-
len als besonders innovativ. „Vieles an
Schulentwicklung, worüber andere
noch nachdenken, ist bei Ihnen schon
umgesetzt“, sagte der Abgeordnete.

„Die sechsklassige Realschule
bindet viele Stellen“
Auch die Oppositionsfraktion sagte
zu, sich für eine entsprechende Leh-
rerversorgung der Oberstufe einzuset-
zen. MdL Marianne Schieder wies
darauf hin, dass die sechsklassige Re-
alschule sehr viele Stellen binde, „die
andernorts fehlen“. Von den Sozialde-
mokraten ins Gespräch gebracht wur-
de auch die Lehrersituation im Be-
reich der IT- und Medienberufe. Ins-
besonderen bei den letztgenannten sei

die Situation schwierig, weil es bun-
desweit nur zwei Studienorte gebe,
nämlich Darmstadt und Osnabrück,
hieß es seitens des VLB. „Die meisten
Kolleginnen und Kollegen der Bran-
che haben sich autodidaktisch fit ge-
macht und brauchen keinen Vergleich
zu scheuen“, sagte Landesvorsitzen-
der Sauerwein und sein Stellvertreter
Armin Ulbrich gab zu bedenken, dass
sich auf Grund der Schnelllebigkeit
der Branche der schulische Ausbil-
dungspart eher am Grundsätzlichen
denn am Speziellen orientieren müsse. 

Von den Medienberufen zur Land-
wirtschaft: dort gebe es nach Feststel-
lung von MdL Dr. Helmut Simon
(SPD) nach längerer Durststrecke ei-
nen erfreulichen Zulauf, so dass sich
die Frage nach dem Lehrernachwuchs
auch da bald stellen werde.

Das Thema „Ansbach“
Für den Bereich Fachlehrer fordert
der VLB eine Ergänzung der Studien-
angebote am Staatsinstitut in Ansbach
um die Ausbildungsrichtungen Haus-
wirtschaft und Gesundheit. Die Aus-
bildung der Fachlehrer muss sich den
vom lernfeldorientierten Unterricht
bestimmten Ausbildungsordnungen
anpassen. Gleichzeitig wird ein zwei-
tes Jahr der Ausbildung am späteren
Einsatzort gefordert, bei dem der
Fachlehrer in spe zu einem Drittel der
Zeit didaktisch-methodisch in die Un-
terrichtspraxis eingeführt wird und zu
zwei Drittel Unterricht erteilt. Insbe-
sondere die Sozialdemokraten wid-

meten dem Thema „Ansbach“ große
Aufmerksamkeit und Dorothea Hel-
big, VLB-Referentin für Fachlehrer-
fragen, hatte Gelegenheit, die aktuel-
len Entwicklung, aber auch die beste-
henden Probleme darzustellen. 

Dauerbrenner Kompetenz-
zentren
Nicht fehlen auf der Agenda durfte
natürlich der „Dauerbrenner Kompe-
tenzzentren“, ein Thema, das vermut-
lich auch bei kommenden parlamenta-
rischen Abenden noch eine Rolle
spielen wird. Sauerwein riet, „mit Au-
genmaß an die Umgestaltung der
Schullandschaft heranzugehen“. Ver-
änderungen seien nicht zu vermeiden;
immerhin entstamme die gegenwärti-
ge Schulstruktur im Freistaat noch den
80-er Jahren, während es landauf land-
ab rund 70 000 Schülerinnen und
Schüler weniger gebe. Die Zielsetzung
des Landtagsbeschlusses von 2001 sei
bisher in keiner Weise ins Auge ge-
fasst, geschweige denn verwirklicht
worden. Nach der Landtagswahl wer-
de man diesbezüglich sicherlich zur
Sache gehen, meinte der Landesvor-
sitzende. Jedenfalls könne es nicht an-
gehen, dass an Schulen – wie beab-
sichtigt – beste Strukturen zerschlagen
und andernorts mit hohem finanziel-
len Einsatz neu errichtet werden. Be-
lastend für die Umsetzung sei schließ-
lich auch die geteilte Schulaufsicht.
MdL Marianne Schieder (SPD) gab zu
verstehen, dass sie das ganze Thema
für eine Sparmaßnahme halte, die in

„Danke für das gute Einvernehmen.“ M dL M arianne
Schieder (rechts), Hermann Sauerw ein (VLB) und 
Klemens M . Brosig (VLB).

„Die 9. Hauptschulklasse freiw illig w iederholen lassen.“
Links M dL Friedrich Odenbach, daneben Armin Ulbrich
(VLB).

„Auch informelle Informationen sind für uns w ichtig.“
Klaus Zachert (rechts) im Gespräch mit Hermann 
Sauerw ein und Armin Ulbrich (VLB).
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einen bedenklich Schülertourismus
auslöse. 

Kritische Stimmen
Es gebe diesbezüglich aber bereits kri-
tische Stimmen, so u.a. vom Regie-
rungspräsidenten der Oberpfalz. Die
Oppositionspolitikerin forderte die
Staatsregierung zum Handeln auf. „Wir
brauchen keine Sonntagsreden mehr,
sondern endlich Taten“, sagte sie. Auch
in der Regierungsfraktion sieht man
den bisherigen Verlauf inzwischen kri-
tisch, wenngleich man den Ansatz im
Grundsatz für richtig halte, wie MdL
Heinrich Rudrof feststellte. Für MdL
Siegfried Schneider aber war es ein
Fehler, „dass die Politik die Gestaltung
von Lösungen nach unten delegiert
hat“. Die MdL‘s Heinz Donhauser und
Heinrich Rudrof warnten schließlich
davor, grundsätzlich und überall kon-
zentrieren zu wollen. „In Berufsberei-

chen mit hohem Sachaufwand und
kurzfristigen Innovationszyklen ist dies
sinnvoll“, meinte er, verwies aber auch
auf Felder, in denen sich Veränderun-
gen langsamer vollziehen.

Im Hinblick auf die vom VLB favo-
risierte vertikale Gliederung von
Kompetenzzentren unter E inbezie-
hung der Weiterbildung stellte Ger-
man Denneborg, wissenschaftlicher
Mitarbeiter der CSU-Fraktion fest:
„Der größte Hemmschuh sind diesbe-
züglich die Kammern mit ihren eige-
nen Weiterbildungsinteressen“. 

Schluss mit den gravierenden
Einschnitten
Die VLB-Tischvorlage listete die ak-
tuellen dienstrechtlichen Bereiche
auf, in denen es Veränderungen gibt:
• Die Leistungsstufenverordnung

(seit Beginn dieses Jahres außer
Kraft), 

• die Altersgrenze bei Antragsruhe-
stand (mit Wirkung vom 1.Januar 03
auf das 64. Lebensjahr angehoben),

• die Altersteilzeit, für die seit die-
sem Jahr das Mindestalter von 60
gilt, und die Behördenleiter nicht
mehr in Anspruch nehmen können,

• die Kürzung von Beihilfeleistungen
für stationäre Krankenhausaufent-
halten, 

• die Öffnungsklausel für landesge-
setzliche Regelungen mit der Mög-
lichgkeit regionaler Schlechterstel-
lung.
Bei allem Verständnis für die

schwierige finanzielle Lage fordert
der VLB, Schluss zu machen mit den
gravierenden Einschnitten im dienst-
rechtlichen Bereich. E inkommensver-
luste in der Höhe von bis zu 18%  sind
demotivierend für die Betroffenen
und schrecken den so dringend benö-
tigten Nachwuchs ab.

„Wir passen auf, dass es nicht noch schlimmer w ird.“
M dL Dietmar Franzke zum Thema „Dienstrecht“.

„Eine Ergänzung der Studienangebote in Ansbach um die Ausbil-
dungsrichtungen Hausw irtschaft und Gesundheit ist nötig.“ 
VLB-Fachlehrerreferentin Dorothea Helbig (links) und M dL Karin
Pranghofer.

„Erstaunlicher Schüleranstieg in 
der Landw irtschaft.“ M dL Dr. Helmut
Simon.

„Die Schulsozialarbeit muss intensiviert w erden.“ Darüber w aren sich
M dL Christa Naaß und Barbara Dilberow ic (VLB) einig.

„Der Schulsport darf nicht in Rente gehen.“ Volker Wiermann
(VLB) und M dL Christine Goertz.
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Lebensplanung muss berechen-
bar sein 
„Es stimmt leider alles, was in Ihrem
Papier steht, den Beamten wird derzeit
einiges abverlangt“, sagte Prof. Dr.
Walter Eykmann (CSU), der Vorsit-
zende des Landtagsausschusses für den
öffentlichen Dienst und verwies auf die
„miserable wirtschaftliche Lage, in der
wir uns befinden“. Energisch wandte er
sich gegen die geplanten Änderungen
zum Beihilferecht. „Lebensplanung
muss berechenbar sein. Wenn die Poli-
tik gegen die Verlässlichkeit be-
schließt, macht sie schwerwiegende
Fehler“, sagte er. Dass bei Inanspruch-
nahme der Altersteilzeit die Alterer-
mäßigung entfällt, ist ein Sachverhalt,
gegen den sich VLB-Vorsitzender Sau-
erwein wandte. „Die beiden Angele-
genheiten haben nichts miteinander zu
tun“, sagte er und schloss den Weg der
Klage gegen den Freistaat nicht aus. In
beiden Gesprächsrunden, sowohl mit
der SPD als auch mit der CSU, begrüß-
ten die Parlamentarier, dass die Öff-
nungsklausel auch „die Chance nach
oben“ biete, wenngleich niemand an
eine solche Praxis so recht zu glauben
vermag.

Einfluss über den Bundesrat 
In beiden Runden appellierten die
Verbandsvertreter mit Nachdruck an
die Parlamentarier, den VLB zu un-
terstützen, wenn er sich dafür einsetzt,
dass die in der Berufsschule erbrach-
ten Leistungen der Schülerinnen und
Schüler ins Berufsabschlusszeugnis
einfließen. Über den Bundesrat sollte
der Freistaat bei der Neuordnung des
Berufsbildungsgesetzes entsprechend
Einfluss nehmen und die Bundesre-
gierung könne entsprechend reagie-
ren, sagte Sauerwein, so dass die von
den Kammern aufgebauten Hinder-
nisse überwunden werden. MdL
Heinz Donhauser verwies darauf, dass
der bayerische Arbeitgeberverband
Elektrotechnik bereits auf die VLB-
Vorstellungen eingeschwenkt sei. 

Strukturänderung der FOS
Das zweite Anliegen betraf die CSU-
Position zur Strukturänderung der
FOS. In ihrem Papier „Zukunft der
Schule – Schule der Zukunft“ schlägt

die Partei unter der Überschrift
„Mehr Durchlässigkeit und neue We-
ge zur Hochschulreife“ vor, „dass
Schülerinnen und Schüler mit einem
mittleren Bildungsabschluss die ver-
besserte Möglichkeit zur Erlangung
der Hochschulreife erhalten“. U. a.
soll damit überdurchschnittlich quali-
fizierten FOS-Absolventen der Über-
tritt in die 13. Jahrgangsstufe ermög-
licht werden. Der VLB sieht darin ei-
ne Verwässerung der Eigenständig-
keit der bewährten BOS sowie die Ge-
fährdung ihrer Förderfähigkeit nach
Bafög. Ob der Weg sinnvoll ist – im-
mer wieder hört man in dem Zusam-
menhang den lästerlichen Begriff
„Billigabitur“ – müsse intensiv geprüft
werden, meinte Sauerwein. In Zeiten
knapper Finanzen und extrem hoher
Schülerzahlen an der FOS habe man
andere Sorgen. Nach Auffassung des
VLB sollte die bewährte BOS viel-
mehr stabilisiert werden. 

Jahrelange vertrauensvolle 
Zusammenarbeit
Auf die lange Tradition parlamentari-
scher Abende und auf die vertrauens-
volle Zusammenarbeit ihrer Fraktion
mit dem VLB hatte zu Beginn des
CSU-Abends MdL Dr. Ingrid Fickler
als stellvertretende Fraktionschefin
hingewiesen. Man kenne sich seit lan-
gem und müsse sich deshalb auch ge-
genseitig nicht eigens vorstellen,
meinte sie. MdL Franz Maget, Vorsit-
zender der SPD-Landtagsfraktion
und Spitzenkandidat seiner Partei bei
der kommenden Landtagswahl, war
gekommen, „um aktuelle Informatio-
nen zum Stand des beruflichen Schul-
wesens zu erhalten“. Die beruflichen
Schulen stehen noch immer zu stark
im Schatten der Gymnasien, meinte
er. Diese Unterbewertung sei umso
bedauerlicher, als die ökonomische
Weiterentwicklung einer Gesellschaft
in starkem Maße von der beruflichen
Bildung abhänge. Das immer wieder
feststellbare negative Lehrerimage sei
insbesondere bei den Berufspädago-
gen unberechtigt und gehe völlig an
der Wirklichkeit vorbei, sagte er, als er
sich eingangs „im Namen der Fraktion
für die Einladung zu diesem Abend
bedankte“ .

Wie gesagt, die Teilnehmer beider
Runden erwiesen sich als außeror-
dentlich einfühlsame Gesprächspart-
ner mit z.T. erfreulichen Detailkennt-
nissen. Der VLB weiß sich mit seinen
Anliegen – die ja eigentlich solche der
Gesellschaft sind – bei den Parlamen-
tariern des Freistaats in guten Hän-
den. Trotz finanz- und wirtschaftspoli-
tisch brenzliger Lage, trotz des Be-
wusstseins, dass die Trauben derzeit so
hoch hängen wie kaum je zuvor, waren
die beiden Gesprächsrunden be-
stimmt von Optimismus und kon-
struktivem Denken. Spätestens nach
der Landtagswahl wird sich zeigen, in-
wieweit der dabei gesäte Edelweizen
aufgeht. <

Parlamentarischer Abend mit der
SPD-Landtagsfraktion am 7. Mai 2003

Teilnehmer der Fraktion: Maget, Franz;
Egleder, Udo Georg; Franzke, Dietmar;
Goertz, Christine; Hoderlein, Wolf-
gang; Naaß, Christa; Odenbach, Fried-
rich; Peters, Gudrun; Pranghofer, Ka-
rin; Schieder, Marianne; Schmidt-Bus-
singer, Helga; Simon, Hildegard; Dr. 
Simon, Helmut; Zachert, Klaus; Fürst,
Ulrike (wissenschaftl. Mitarbieterin).

Teilnehmer des VLB: Sauerwein, 
Hermann; Brosig, Klemens M.; Dilbe-
rowic, Barbara; Käfler, Hans; Helbig,
Dorothea; Ruf, Martin; Ulbrich, 
Armin; Wiermann, Volker.

Parlamentarischer Abend mit 
der CSU-Landtagsfraktion am 
21. Mai 2003

Teilnehmer der Fraktion: Fickler, Dr.
Ingrid; Donhauser, Heinz; Eykmann,
Prof. Dr. Walter; Rudrof, Heinrich;
Sackmann, Markus; Schneider, Sieg-
fried; Stahl, Georg; Thätter, Blasius;
Denneborg, German (wissenschaftl.
Mitarbeiter).

Teilnehmer des VLB: Sauerwein, 
Hermann; Bosch, Hansjörg; Brosig, 
Klemens M.; Dilberowic, Barbara; 
Heckner, Ingrid; Helbig, Dorothea
Käfler,Hans; Liebel, Alexander; Thiel,
Peter ; Ulbrich, Armin; Wiermann,
Volker.
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Das Bundeskabinett hat am 21. Mai
2003 in Berlin den von Bundesinnen-
minister Otto Schily vorgelegten Ge-
setzentwurf zur Besoldungs- und Ver-
sorgungsanpassung 2003/2004 be-
schlossen.

Hierzu erklärt Bundesinnenmini-
ster Schily: „Der Gesetzentwurf sieht
eine inhalts- und wirkungsgleiche
Übernahme der Ergebnisse der Tarif-
verhandlungen für den öffentlichen
Dienst vom 9. Januar 2003 auf die Be-
amtinnen und Beamten vor. Wie im
Tarifbereich werden die Dienst- und
Versorgungsbezüge für die Beamten,
Richter und Soldaten in drei Schritten
linear um insgesamt 4,4 %  angehoben.
Die Erhöhungszeitpunkte werden ge-
genüber dem Tarifergebnis um jeweils
drei Monate verschoben. Hierdurch
werden die im Tarifbereich vereinbar-
ten Entlastungsmaßnahmen nachvoll-
zogen. Mit dem Gesetzentwurf zur
Anpassung der Dienst- und Versor-
gungsbezüge für die Jahre 2003 und
2004 ist sichergestellt, dass trotz
schwieriger Rahmenbedingungen
auch die Beamtinnen und Beamten so-
wie Versorgungsempfängerinnen und -
empfänger an der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung teilnehmen.“

Im Einzelnen werden die Dienstbe-
züge zunächst um 2,4 Prozent für die
Besoldungsgruppen A 2 bis A  11 zum
1. April 2003 und für die übrigen Be-
soldungsgruppen mit Ausnahme B 11
zum 1. Juli 2003 angehoben sowie im
Jahr 2004 in zwei weiteren Stufen zum
1. April 2004 und 1. August 2004 noch-
mals um jeweils ein Prozent erhöht.

Diese prozentualen Erhöhungen
sind auch Grundlage der allgemeinen
Anpassungen der Versorgungsbezüge.
Sie erfolgen unter Berücksichtigung
des Versorgungsänderungsgesetzes
2001. Durch den dort geregelten ge-
ringeren Anstieg der Versorgungsbe-
züge betragen die Erhöhungen rund
1,86 Prozent im Jahr 2003 und jeweils
rund 0,46 Prozent im Jahr 2004. Die

Hälfte der dadurch erzielten Einspa-
rungen wird den Versorgungsrückla-
gen in Bund und Ländern zugeführt.

Wie im Tarifbereich werden zusätz-
lich Einmalzahlungen geleistet im Jahr
2003 in Höhe von 7,5 Prozent der Be-
züge des Monats März 2003 (maximal
185 Euro) und im Jahr 2004 in Höhe
von 50 Euro. Für die Mitglieder der
Bundesregierung sowie für die parla-
mentarischen und beamteten Staats-
sekretärinnen und Staatssekretäre des
Bundes erfolgt für die Jahre 2003 und
2004 keine Anhebung.

Für die Beamtinnen und Beamten
in den neuen Ländern wird das Tarif-
ergebnis inhaltsgleich umgesetzt, 
indem der Bemessungssatz Ost zum 
1. Januar 2003 auf 91 %  und zum 1. Ja-
nuar 2004 auf 92,5 %  erhöht wird. Die
weitere Angleichung des Bemessungs-
satzes Ost wird bis spätestens 2007 
für die Besoldungsgruppen bis 
A 9 und bis 2009 für die übrigen Besol-

dungsgruppen festgeschrieben. Dies
entspricht den Vereinbarungen und
Zielsetzungen des Tarifabschlusses.

Neben der Besoldungs- und Ver-
sorgungsanpassung 2003/2004 hat die
Bundesregierung auch ihre Stellung-
nahme zu der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Öffnung der bisher bun-
deseinheitlichen Bezahlungsregelun-
gen bei der jährlichen Sonderzuwen-
dung und beim Urlaubsgeld beschlos-
sen. Danach entspricht die Bundesre-
gierung der Bitte der Länder nach ei-
ner Öffnungsklausel für diesen be-
schränkten Bereich. Der gleiche Ge-
staltungsspielraum muss auch dem
Bund zustehen. Das in seinen Grund-
strukturen einheitliche Besoldungssy-
stem gewährleistet damit künftig eine
Flexibilität, die den unterschiedlichen
finanziellen und wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen Rechnung trägt. Die
Initiative ist auch ein wichtiger Schritt
für die von der Bundesregierung an-
gestrebten neuen Verantwortungstei-
lung zwischen Bund und Ländern.

Der Gesetzentwurf des Bundesra-
tes zur Öffnung von jährlicher Son-
derzuwendung und Urlaubsgeld wird
nunmehr gemeinsam mit der Stellung-
nahme dem Bundestag zugeleitet. <

Pressemitteilung des Bundesinnenministeriums, 21. M ai 2003:

Kabinett beschließt Übernahme
des Tarifergebnisses für Beamte

Pressemitteilung des Bayerischen Beamtenbundes, 23. M ai 2003 – 
enttäuschendes Spitzengespräch mit Finanzminister Faltlhauser:

Plant Bayern Minusrunde für
Beamte?

Diese Frage drängte sich dem Vor-
stand des Bayerischen Beamtenbun-
des (BBB) nach einem Spitzenge-
spräch mit Finanzminister Prof. Dr.
Kurt Faltlhauser am 22. Mai im Fi-
nanzministerium auf. Das Gespräch,
das ursprünglich zur Klärung des wei-
teren Vorgehens Bayerns im Hinblick
auf die Beamtenbesoldung geplant
war, endete ohne konkrete Aussagen.
Offensichtlich wurde aber, dass die
Beamten die bevorstehende Besol-
dungserhöhung durch anderweitige

Einsparungen selbst finanzieren sol-
len. „Das läuft im Ergebnis auf eine
Null-, wenn nicht gar Minusrunde hin-
aus“, so BBB-Chef Rolf Habermann.

Der Finanzminister war nicht be-
reit, konkrete Pläne mitzuteilen, ließ
aber keinen Zweifel daran, dass er auf
Bundesebene alle Vorhaben unter-
stützen werde, die die Zugriffsmög-
lichkeiten der Länder bei der Beam-
tenbesoldung erweitern. Davon wolle
Bayern auch Gebrauch machen.
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„Das vom BBB beantragte Spitzen-
gespräch ist eine einzige Enttäu-
schung“, stellte Rolf Habermann in der
anschließenden Vorstandsberatung
fest. Es entspreche nicht dem Sinnge-
halt der vom Gesetz vorgeschriebenen
Beteiligung, die gewerkschaftlichen
Spitzenorganisationen mit vagen Er-
klärungen abzuspeisen. Diese Erfah-
rung rechtfertige nachträglich die vom
BBB bereits eingebrachte Klage beim
Verwaltungsgericht München.

Er ließ ausdrücklich offen, in wel-
chem Umfang das Tarifergebnis im öf-
fentlichen Dienst auf die Beamten
übertragen wird. Zwar liegt bereits ein
Gesetzentwurf der Bundesregierung
vor, der die inhaltsgleiche Übernahme
mit einer dreimonatigen Verzögerung
vorsieht und der grundsätzlich auch
unmittelbar für die bayerischen Be-
amten gilt. A llerdings sind Initiativen
im Gespräch, wonach den Ländern ein
so genanntes Zeitfenster eingeräumt

werden soll, also die Möglichkeit eine
weitergehende Verzögerung vorzuse-
hen. Auch könnte die Einmalzahlung
zur Disposition gestellt werden.

Gleichzeitig durchläuft derzeit ein
weiterer Entwurf das Gesetzgebungs-
verfahren, der den Ländern Kürzun-
gen beim Weihnachts- und Urlaubs-
geld ermöglichen wird. Auch hier deu-
tete der Minister an, dass Bayern noch
in diesem Jahr davon Gebrauch ma-
chen werde. <

Bayerischer Beamtenbund e.V.
im Deutschen Beamtenbund 
Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes

Postfach 31 03 48, 80103 München
Tel. 089-55 25 88-0, Fax 089-55 25 88-60

14. Mal 2003

• letzte Meldung •  letzte Meldung •  letzte Meldung •  letzte Meldung •

Der massive BBB-Widerstand hat sich gelohnt:

Beihilfeverschlechterungen im Haushaltsge-
setz werden weitgehend rückgängig gemacht
Im Haushaltsgesetz 2003/2004 war vorgesehen ab dem 1. Juli 2003:

• für Beamte den Selbstbehalt für die Inanspruchnahme gesonderter Unterbringung

(Zwei-Bett-Zimmer) von bisher 14,50 Euro auf 25,00 Euro zu erhöhen,

• ebenfalls für Beamte einen Selbstbehalt für die Inanspruchnahme wahlärztlicher

Leistungen (Chefarztbehandlung) in Höhe von 35,00 Euro neu einzuführen,

• die Beihilfe für Arbeitnehmer komplett zu streichen.

Der Landtagsausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes („Eykmann-Aus-
schuss“) geht über die Vorschläge der Staatsregierung hinaus. Er hat gestern –
der massiven Kritik des BBB folgend – beschlossen:

• der Selbstbehalt beim Zwei-Bett-Zimmer wird nicht erhöht und auf höchstens 

30 Tage pro Kalenderjahr beschränkt,

• der Selbstbehalt für eine Chefarztbehandlung wird um Euro 10,00 auf jetzt 

25,00 Euro gesenkt,

• die Beihilfe für Arbeitnehmer bleibt unverändert (auf dem Stand vom 31. 12. 2002).

Der BBB hatte die volle Rücknahme der Verschlechterungen gefordert. Die jetzigen

Beschlüsse sind jedoch zweifellos ein echter Durchbruch. Mit ihnen wird ein bereits

beschlossenes Gesetz, das zum 1. Juli 2003 wirksam werden sollte, in weiten Teilen

korrigiert. Erfolgsmeldung des Bayerischen
Beamtenbundes in Form einer
Wandzeitung.



Beschluss des Bayerischen Landtags

Der Landtag hat in seiner heutigen öffent-

lichen Sitzung beraten und beschlossen:

Antrag der Abgeordneten Prof. Dr.

Eykmann, Heckel u.a. (CSU), 3. April

2002

Antrag des Abgeordneten Pfaffmann

(SPD), 08. April 2003

Reform der Gastschulbeiträge

Der Landtag wolle beschließen:

1. Die Staatsregierung berichtet über

die geplante Erhöhung der Gastschulbei-

träge. Die neue Berechnung wird umfas-

send dargestellt und begründet.

2. Die Staatsregierung berichtet gleich-

zeitig über geplante Verbesserungen der

Schulfinanzierung kommunaler Schulen,

vor allem hinsichtlich der Lehrpersonalko-

sten.

Begründung: Die Staatsregierung plant

eine Fortschreibung der Berechnung der

Gastschulbeiträge. Dabei sind deutliche

Erhöhungen, nahezu Verdoppelungen der

Beiträge eingeplant. Dies würde die Ge-

meinden und Kreise vor erhebliche finan-

zielle Probleme stellen. E ine Erhöhung

der Gastschulbeiträge scheint nur dann ak-

zeptabel, wenn sie im finanzierbaren Rah-

men bleibt und der Freistaat seinerseits die

Schulfinanzierung für kommunale Schulen

hinsichtlich der Lehrpersonalkosten deut-

lich verbessert.

Aus dem Landtag
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Schriftliche Anfrage des Abgeordneten

Pfaffmann (SPD), 08. Januar 2003

Unterrichtsausfall

Nach wie vor gibt es erheblichen Unter-

richtsausfall an bayerischen Schulen.

Ich frage die Staatsregierung:

1. Wie hat sich der Unterrichtsausfall an

bayerischen Schulen in den Jahren 2001

und 2002 entwickelt?

2. Welche Maßnahmen werden durch-

geführt, um den Unterrichtsausfall zu re-

duzieren?

Antwort (Auszug) des Staatsministeriums

für Unterricht und Kultus vom 01. April

2003

Zu 1.: (berufliche Schulen)

a) Der planmäßige Unterrichtsausfall

(Stundenplankürzung wegen Lehrerman-

gels oder aus organisatorischen Gründen)

stellt sich für den staatlichen Bereich wie

folgt dar:

… An den Fachoberschulen und Be-

rufsoberschulen ist ein Rückgang um 1,5

Prozentpunkte zu verzeichnen: von 1200

(3,8 % ) auf 756 (2,3 % ) Stunden. An den

Berufsschulen ist keine wesentliche Verän-

derung festzustellen: 2000/01 mussten hier

2713, also 2,3 %  der anfallenden Pflicht-,

und Wahlpflichtunterrichtsstunden und

2001/02 2756, also wiederum 2,3 %  der

Stunden gekürzt werden. An den sonstigen

beruflichen Schulen verringerte sich der

Unterrichtsausfall um 0,1 Prozentpunkte

von 439 (1,3 % ) auf 423 (1,2 % ) Stunden …

… b) Regelmäßige Erhebungen über au-

ßerplanmäßige Stundenausfälle (z. B. wegen

Erkrankung oder Fortbildung von Lehr-

kräften) finden in Bayern nicht statt, weil

dies mit einem erheblichen Verwaltungsauf-

wand für die Schulen verbunden wäre.

… Zu 2.: (berufliche Schulen)

Zur Verringerung von Unterrichtsausfall

bzw. zur Vermeidung eines weiteren Anstiegs

von Unterrichtsausfall wurden zum Schul-

jahr 2000/01 zusätzlich 25 so genannte Zwei-

Drittel-Verträge den beruflichen Schulen

(ohne FOS/BOS) und Mittel für 100 zusätzli-

che vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte an Fach-

oberschulen und Berufsoberschulen zur Ver-

fügung gestellt. Zum Schuljahr 2001/02 konn-

ten für die beruflichen Schulen (ohne

FOS/BOS) weitere 20 Zwei-Drittel-Verträge

vergeben werden. An den Fach- und Berufs-

oberschulen wurde die zum Schuljahr

2000/01 verfügte Bewilligung zusätzlicher

Mittel für 100 Lehrkräfte um ein weiteres

Jahr verlängert und auf Grund der großen

Nachfrage nach diesen Schulen um Mittel für

weitere 100 vollzeitbeschäftigte Lehrkräfte

erhöht. Im Übrigen wurde das Unterrichts-

defizit durch Aushilfsverträge, unterhälftig

befristet beschäftigte Lehrkräfte und durch

Mehrarbeit (im Umfang von 1272 Stunden in

2001/02) reduziert. Das Anrechnungsstun-

denkontingent wurde darüber hinaus in grö-

ßerem Umfang nicht ausgenutzt.

bei Bedarf (Antrag) die bisher bestehende

höhere Entlastungsmöglichkeit nutzen

können.

3. Die sonst geltenden Stichtagsrege-

lungen für Altersteilzeit und Altersermä-

ßigung sehen für Lehrkräfte, die in der 1.

Schuljahreshälfte geboren sind, einen po-

sitiven Einbezug in die Regelungen vor.

Anfragen–Anträge– 
Beschlüsse

Antrag der Abgeordneten Odenbach,

Naaß, Franzke, Schieder Marianne,

Egleder, Goertz, Pfaffmann, Prangho-

fer, Radermacher, Wörner (SPD), 10.

April 2003

Weiterführung der voraussetzungslosen

Teilzeit im Schulbereich

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert,

die ab dem Schuljahr 2003/2004 verfügte

Einschränkung der Bewilligung von Teil-

zeitbeschäftigung nach Art. 80a BayBG

(sog. voraussetzungslose Teilzeit) zurück-

zunehmen.

Begründung:

1. Die Möglichkeit, Lehrkräfte ab dem

55. Lebensjahr einzubeziehen, ist ein Weg,

Frühpensionierungen zu vermeiden.

2. Lehrkräfte, die freiwillig aus der

Grundschule in die besonders belastende

Arbeit der Hauptschule wechseln, sollten



Antrag der Abgeordneten Starzmann,

Berg u.a. (SPD), 14. März 2003

Neue Berufsbilder in der landwirtschaftli-

chen Ausbildung

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert,

die rechtlichen und organisatorischen Vor-

aussetzungen dafür zu schaffen, dass junge

Landwirte mit ihrer landwirtschaftlichen

Beraufsausbildung gleichzeitig einen aus-

serlandwirtschaftlichen Beruf erlernen

können, um so eine Doppelqualifikation

zu erlangen, z.B. Schreiner-Landwirt, Ho-

telfachfrau, Hauswirtschafterin, Mechani-

ker-Landwirt. E in Beispiel kann die Dop-

pelausbildung an der Schule in Kleß-

heim/Österreich sein.

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten

Franzke (SPD), 07. Januar 2003

Umrechnung von Schulstunden in Arbeits-

zeit bei Auszubildenden

Die Umrechnung von Schulstunden

Auszubildender in Arbeitszeit wirft Proble-

me auf. In einem konkreten Fall leistet ein

volljähriger Auszubildender nach Umrech-

nung der Schulstunden in Arbeitszeit 35

Arbeitsstunden in einer Woche Blockbe-

schulung. Ausgehend von einer 5-Tage-Wo-

che mit 40 Stunden Arbeitszeit stellen sich

in diesem Zusammenhang folgende Fragen:

Aus dem Landtag
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Antrag des Abgeordneten Prof. Dr.

Waschler (CSU), 3. April 2003

Drs. 14/10353, 14/11938

Verstärkte Ausweisung von Zusatzangebo-

ten in der Lehreraus- und Lehrerfortbil-

dung mit dem Ziel der Vermeidung vorzei-

tiger Dienstunfähigkeit

Die Staatsregierung wird aufgefordert,

auf die Bayerischen Landesuniversitäten

und die Akademie für Lehrerfortbildung

und Personalführung einzuwirken, im

Rahmen vorhandener Ressourcen ver-

stärkt Angebote zur Supervision sowie zur

Konflikt- und Stressbewältigung in der

Lehreraus- und Lehrerfortbildung mit

dem Ziel der Vermeidung vorzeitiger

Dienstunfähigkeit auszuweisen. Diese An-

gebote sollen bereits bestehende Maßnah-

men der Lehrerausbildung und der Leh-

rerfortbildung in geeigneter Weise ergän-

zen und verstärken. Dem Landtag ist hier-

zu bis zum 01.06.2003 zu berichten.

1. Können die fraglichen 5 Stunden Dif-

ferenz von in Arbeitszeit umgerechneter

Blockbeschulung und der 40-Stunden-Wo-

che auch am Wochenende nachgeholt oder

vom Urlaub bzw. von Überstunden abge-

zogen werden oder gibt es eine verbindli-

che Regelung?

2. Wenn diese 5 Stunden in der Block-

beschulungswoche nicht nachgeholt wer-

den, verfallen diese Stunden dann aus Sicht

des Arbeitgebers oder kann der Arbeitge-

ber die Ableistung der fraglichen Stunden

in einer der darauf folgenden Wochen ver-

langen, gegebenenfalls in welcher?

3. Wie werden bei der Umrechnung von

Schul- in Arbeitszeitstunden die Anfahrts-

wege berücksichtigt, werden sie als Ar-

beitszeitstunden angerechnet, gegebenen-

falls in welchem Umfang?

Antwort des Staatsministeriums für Arbeit

und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 13. Februar 2003

Zu 1.: Nach überwiegender, auch vom

Bundesarbeitsgericht vertretener Ansicht

darf die Nachholung der Zeitdifferenz zwi-

schen wöchentlicher Arbeitszeit und den

anrechenbaren Zeiten der Teilnahme am

Berufsschulunterricht im Sinne von §7

BBiG nur innerhalb der betriebsüblichen

Ausbildungszeiten erfolgen. Soweit sich

daher im konkreten Fall weder im Ausbil-

dungsvertrag noch im Tarifvertrag eine Re-

gelung über die Nachholung findet, kommt

ein Nachholen am Wochenende nur dann

in Betracht, wenn das Wochenende zu den

betriebsüblichen Ausbildungszeiten ge-

hört. E in Abzug vom Urlaub bzw. von den

Überstunden kommt nur aufgrund einer

Regelung im Ausbildungsvertrag oder im

Tarifvertrag in Betracht.

Zu 2.: Sofern sich im jeweiligen Ausbil-

dungsvertrag oder im anwendbaren Tarif-

vertrag keine anderweitige Regelung fin-

det, kommt eine Nachholung nach über-

wiegender Ansicht nur innerhalb der be-

triebsüblichen Ausbildungszeiten in der-

selben Kalenderwoche in Betracht. Zeiten,

die in derselben Kalenderwoche nicht

nachgeholt werden, verfallen.

Zu 3.: Nach überwiegender Ansicht ge-

hören die notwendigen Wegezeiten zwi-

schen Berufsschule und Ausbildungsbe-

trieb zu den Zeiten der Teilnahme am Be-

rufsschulunterricht im Sinne von § 7 BBiG

mit der Folge, dass diese Wegezeiten in vol-

lem Umfang auf die Arbeitszeit anzurech-

Antrag der Abgeordneten Odenbach,

Steiger (SPD), 20. März 2003

Anpassung der Schulbauverordnung

Der Landtag wolle beschließen:

Die Staatsregierung wird aufgefordert,

die bestehende Schulbauverordnung mög-

lichst bald zu ändern mit dem Ziel einer

Förderfähigkeit schulbaulicher Innovatio-

nen wie z.B. zusätzlicher Räume und Ein-

richtungen für einen Ganztagsschulbe-

trieb, E inrichtung eines Schülercafés

u.a.m.

Begründung: Derzeit ist eine Einrech-

nung der Kosten für innovative bauliche

Maßnahmen in die Gesamtsumme der för-

derfähigen Aufwendungen bei schulischen

Neu-, Umbau-, Erweiterungs- und Sanie-

rungsmaßnahmen zum Nachteil der be-

troffenen Schulaufwandsträger leider

nicht möglich. Gleichzeitig besteht eine

hohe Bereitschaft für derartige schulische

Innovationen. In der Genehmigungsphase

fallen diese dann häufig aufgrund der

durch die geltenden Schulbauempfehlun-

gen nicht möglichen Anerkennung der Zu-

schussfähigkeit durch die Regierungen

bzw. das Staatsministerium der Finanzen

wieder aus den Planungen heraus.

Drs. 14/11325, 14/11778

Übergangsregelung zur Anhebung der

Antragsaltersgrenze

Der Landtag wolle beschließen:

Auf Grund der Anhebung der Antragsal-

tersgrenze vom 63. auf das 64. Lebensjahr

ist eine Übergangsregelung rückwirkend

zum 1. Januar 2003 für diejenigen Beamten

vorzusehen, die aufgrund einer bereits be-

gonnenen arbeitsmarktpolitischen Beur-

laubung oder eines bereits begonnenen

Arbeitszeitmodells (mit Freistellung vor

dem Ruhestand) mit Vollendung des 63.

Lebensjahres hätten in den Ruhestand tre-

ten können.

nen sind. Hingegen sind die Wegezeiten

zwischen Wohnung und Berufsschule nicht

als Zeiten der Teilnahme am Berufsschul-

unterricht im Sinne von § 7 BBiG zu wer-

ten und damit auch nicht auf die Arbeits-

zeit anrechenbar.
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Antwortschreiben des CSU-Frakti-
onsvorsitzenden Alois Glück auf das
Schreiben des VLB vom 3. April 2003
(veröffentlicht in Heft 5/03 von VLB
akzente), 10. April 2003

Einrichtung einer 
13. Klasse an der Fach-
oberschule

Sehr geehrter Herr Sauerwein,

vielen Dank  für Ihr Schreiben vom 3. A pril 2003. Begleituntersuchungen von Prof.
Baumert zur PISA -Studie haben gezeigt, dass in keinem L and Deutschlands das Um-
steigen von einer Schulart in die andere in nennenswertem Umfang gelingt, d.h. die
Durchlässigkeit des Schulsystems ist nur dann gegeben, wenn eine Schulart „auf der
anderen aufbaut“. Diesem Grundgedanken folgend hat die CSU-L andtagsfrak tion in
ihrer Beschlussfassung die Einrichtung einer dreizehnten Fachoberschulk lasse mit
dem Z iel der fachgebundenen bzw. allgemeinen Hochschulreife beschlossen.

Ich freue mich, dass Sie diesem Z iel grundsätz lich zustimmen. Die Frage, die sich
aus dieser grundsätz lichen Überlegung ergibt, ist nun, ob diese Schule selbständig
oder gemeinsam mit der Berufsoberschule mit dem Z iel der Gründung eines berufli-
chen Gymnasiums bzw. einer beruflichen Oberschule erfolgen soll.

E ine Bedingung der Reformüberlegungen war dabei, die Berufsoberschule in ih-
rem jetz igen erfolgreichen Z ustand unberührt zu lassen und gleichzeitig vor dem Hin-
tergrund künftiger sinkender Schülerzahlen und geänderten wirtschaftlichen Nach-
frageverhaltens langfristig ihren Bestand zu sichern. Selbstverständlich ist auch Mo-
tiv, dass die in dieser Form in Deutschland wohl einz igartigen Bafög-A nsprüche der
Schüler erhalten bleiben.

Nach Rücksprache mit dem Kultusministerium wurde deshalb der Gedanke gebo-
ren, die Berufsoberschule und die Fachoberschule als zwei selbständige Z weige unter
einem Dach zu konz ipieren, wobei gleichzeitig die Möglichkeit erhalten bleibt, dort
zwei selbständige Schulen zu führen, wo sich dies aus baulichen und quantitativen
Gegebenheiten heraus anbietet. Mit anderen Worten, der Frak tionsvorschlag bein-
haltet sowohl die Möglichkeit zweier selbständiger Schulen, wobei dann fak tisch aus
der dreijährigen Fachoberschule ein Modell des beruflichen Gymnasiums nach dem
Württemberger Muster würde, oder aber auch die gemeinsame Führung dort, wo es
die Gegebenheiten – unter Umständen im Rahmen eines beruflichen Kompetenzzen-
trums – sinnvoll erscheinen lassen.

Nach heutigem Stand wird der Weg in die dreizehnte Fachoberschulk lasse nur den
Schülern offen stehen, die eine herausgehobene L eistung bei der A blegung des „Fach-
abiturs“ nachweisen. Die 13. Klasse wird mit einem Z entralabitur abgeschlossen wer-
den. Die Gefahr des „Billigabiturs“ sehe ich daher nicht.

Ich teile Ihren A nsatz , dass nicht die Z ahl, sondern die Qualität der Hochschul-
zugangsberechtigten entscheidend ist. Die PISA -Studie und die Ergebnisse der Ori-
entierungsarbeiten haben uns allerdings gezeigt, dass wir in Bayern bei weitem nicht
die Quote derer ausschöpfen, die aufgrund ihrer nachgewiesenen L eistungen geeig-
net wären, die A llgemeine Hochschulreife zu erlangen.

Die jüngst von der Staatsregierung veröffentlichten Z ahlen zu Bildungsverläufen
bzw. Bildungsgrunddaten in Bayern zeigen, dass nicht selten Kinder, deren Eignung
zur Erlangung der A llgemeinen Hochschulreife ausreichen würde, aufgrund anderer
soz ialer Fak toren diesen schulischen Weg nicht gehen. Da – wie eingangs erwähnt – ei-
ne spätere Durchlässigkeit in unserem Schulsystem nicht in ausreichendem Maße ge-
geben ist, bietet die 13. Fachoberschulk lasse diesen Schülern eine zweite Möglichkeit.
Wie Sie erwähnt haben, hat Baden-Württemberg für diese Klientel das passende A n-
gebot; unser Vorschlag orientiert sich an diesem erfolgreichen Modell. Ihr Vorschlag
von doppelqualifiz ierenden Bildungsgängen findet sich bereits in der Praxis in einzel-
nen Versuchen. E iner A usweitung dieser Modelle stehen wir sehr offen gegenüber.

Sehr geehrter Herr Sauerwein, ich bitte Sie um Unterstützung für die Fachober-
schule in der neuen Form. A ngesichts der L ehrstellensituation wird die Fachober-
schule in den nächsten Jahren deutlich mehr Schülerinnen und Schüler aufnehmen
müssen, als dies heute der Fall ist. Sicherlich werden darunter auch viele sein, die nur
mit großer pädagogischer Hilfe einen A bschluss erreichen können. Genauso viele
könnten es aber auch sein, denen eine zusätz liche Option eröffnet wird.

Mit freundlichen Grüßen
A lois Glück
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Schreiben des Bayerischen Finanzmi-
nisteriums an den Vorsitzenden des
Bayerischen Beamtenbundes, Herrn
Rolf Habermann (Antwort auf 
ein Schreiben vom 27. Juni 2002), 
20. Mai 2003

Vergütung teilzeitbe-
schäftigter Lehrkräfte,
die an ganztägigen
Klassenfahrten teil-
nehmen

Schreiben des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Unterricht und Kultus,
22. April 2003

Einrichtung von zu-
sätzlichen Klassen für
das Berufsvorberei-
tungsjahr und an 
Berufsfachschulen

Sehr geehrter Herr Habermann,

das Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 22. A ugust 2001 – 5 A Z R 108/00 – war
zwischenzeitlich Gegenstand einer Erörterung in der L ehrerkommission der TdL .
Die L ehrerkommission hat die A uffassung vertreten, dass aus diesem Urteil keine
allgemeinen Folgerungen gezogen werden sollten, sofern es sich nicht um mindestens
einwöchige Klassenfahrten handelt.

In A nbetracht der A uffassung der L ehrerkommission und der Verfahrensweise in
den anderen L ändern habe ich mich zwischenzeitlich damit einverstanden erk lärt,
dass aus dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 22. A ugust 2001 allgemeine Fol-
gerungen gezogen werden, sofern teilzeitbeschäftigte L ehrkräfte im A ngestelltenver-
hältnis an ganz tägigen Klassenfahrten teilnehmen. Dabei wird für die zusätz liche
A rbeitsleistung vorrangig ein entsprechender Freizeitausgleich unter Fortzahlung
der Vergütung und der in Monatsbeträgen festgelegten Z ulagen gewährt. A nteilige
BAT-Vergütung kann für diese zusätz liche A rbeitsleistung nur dann gezahlt werden,
wenn der Freizeitausgleich innerhalb der hierfür vorgesehenen Frist aus zwingenden
dienstlichen oder betrieblichen Gründen nicht möglich sein sollte. Obergrenze für
den Freizeitausgleich bzw. die anteilige BAT-Vergütung ist die Pflichtstundenzahl ei-
ner entsprechend vollbeschäftigten L ehrkraft.

Mit freundlichen Grüßen

Wilhelm Hüllmantel
Ministerialdirigent

Der A usbildungsstellenmark t hat sich nach den neuesten Z ahlen der A rbeits-
verwaltung heuer deutlich gegenüber dem Vorjahr verschlechtert. Derzeit gibt es in
Bayern rund 11.000 A usbildungsplätze (13,8 % ) weniger als im Vergleichszeit-
raum des Vorjahres. Es muss mit wesentlich mehr unversorgten Jugendlichen als
im Vorjahr gerechnet werden.

Das L andesarbeitsamt Bayern hat in einem kürz lichen Gespräch mit Vertretern
des Kultus- und des A rbeitsministeriums auf diese Situation hingewiesen und ver-
sichert, dass der Bestand an berufsvorbereitenden Maßnahmen der A rbeitsverwal-
tung, insbesondere der Umfang der integrativen berufsvorbereitenden Maßnah-
men (3 Tage Betrieb, 2 Tage Berufsschule), gesichert werde. A llerdings wurde kei-
ne – an sich erforderliche – A usweitung der Maßnahmen in A ussicht gestellt, son-
dern die Erwartung geäußert, dass die Berufsschulen und Berufsfachschulen mit
vollzeitschulischen A ngeboten den Z usatzbedarf abdecken. Demgegenüber hat
der Bundesminister für Wirtschaft und A rbeit laut Presse angekündigt, dass be-
sondere A nstrengungen unternommen werden, Jugendlichen eine Berufsvorberei-
tung, A usbildung und A rbeit zu ermöglichen und dass entsprechende Bemühun-
gen von Mai an starten sollen.

A ngesichts der knappen Stellen und Mittel sowie des L ehrermangels in be-
stimmten Bereichen sieht das Kultusministeriums zum gegenwärtigen Stand keine
Möglichkeit, zusätz liche BVJ-Klassen (über den Bestand hinaus) und zusätz liche
Klassen an den Berufsfachschulen einzurichten.

Die Regierungen und die staatlichen Berufsschulen werden gebeten, dies zu be-
achten.

gez . Thomé
Ministerialdirigent
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JOHANNES M ÜNCH

Die zweite VLB-Regionaltagung zur
Lehrergesundheit wurde mit großem
Zuspruch der KollegenInnen an den
Beruflichen Schulen Neusäß durchge-
führt. Die Hauptreferentin der ge-
meinsamen Veranstaltung des Be-
zirksverbandes Schwaben mit den
Kreisverbänden Nordschwaben,
Augsburg und Allgäu war Dr. Helga
Arold, Mitarbeiterin von Prof. Dr.
Schaarschmidt, vom Institut für Psy-
chologie der Universität Potsdam, die
Zwischenergebnisse der vom DBB
unterstützten Studie AVEM zur Lehr-
ergesundheit von Prof. Dr. Schaarsch-
midt dem interessierten Plenum vor-
stellte.

Untersuchung
Nach der Begrüßung und Vorstellung
durch den Bezirksvorsitzenden Jür-
gen Wunderlich ging Dr. Arold in ih-
rem Vortrag auf die Zwischenergeb-
nisse der AVEM-Studie ein, in der
rund 8.000 LehrerInnen aller Schular-
ten bundesweit zur Lehrergesundheit
befragt wurden. Die Ergebnisse zei-
gen in aller Deutlichkeit, dass durch-
schnittlich mehr als die Hälfte der Kol-
legenInnen durch die Belastungen des
Lehrerberufs einer gesundheitlichen
Gefährdung bis hin zum Burn-Out-
Syndrom ausgesetzt sind. Dabei treten
sowohl psychische wie auch körperli-
che Beschwerden in verschiedensten
Ausprägungen durch Arbeitsbela-
stung im Lehrerberuf auf. Konkret

wurden in diesem Zusammenhang die
Befragten nach ihrer Fähigkeit, beruf-
liche Belastungen zu bewältigen, in
die vier Grundtypen eingeteilt. Aus
diesen Grundtypen wurden Profile
abgeleitet, mit denen Risikomuster
für LehrerInnen aus Faktoren wie
• Bedeutsamkeit der Arbeit,
• Beruflicher Ehrgeiz,
• Verausgabungsbereitschaft,
• Perfektionsstreben,
• Distanzierungsfähigkeit,
• Resignationstendenz,
• Offensive Problembewältigung,
• Innere Ruhe und Ausgeglichenheit,
• Erfolgserleben im Beruf,
• Lebenszufriedenheit und
• Erleben sozialer Unterstützung

Gewonnen werden konnten.

Forschungsergebnisse
Aus der Studie geht nicht nur hervor,
dass KollegenInnen in den neuen

Bundesländern einer höheren Ge-
fährdung ausgesetzt sind, als ver-
gleichsweise in den alten Bundeslän-
dern. Vielmehr nimmt Bayern bei den
westlichen Bundesländern einen Spit-
zenplatz bei der Gefährdung der
Lehrergesundheit mit rund 60 Prozent
gefährdeter LehrerInnen ein. Die
Quote der gesundheitsgefährdeten
KollegenInnen in bayerischen Berufs-
schulen liegt dabei noch leicht über
dem Durchschnitt der anderen bayeri-
scher Schulen. Lehrerinnen sind laut
der Studie noch mehr gefährdet, als
ihre männlichen Kollegen. Im Ver-
gleich zu anderen Studien mit Berufs-
gruppen des öffentlichen Dienstes wie
Polizei, Feuerwehr, Mitarbeiter in So-
zialämtern etc. nahmen die Lehrer
den absoluten Spitzenplatz ein.

Ursachen
Als Hauptfaktoren für den Stress des
Lehrerberufs und damit die Gefähr-
dung der Gesundheit wurden zu große
Klassen und unangemessenes Schü-
lerverhalten angeführt. Darüber hin-
aus stellte Dr. Arold dar, dass auch
Faktoren wie fehlendes Erfolgserle-
ben, das permanente Gefühl der Ar-
beitsüberlastung und mangelnde ge-
sellschaftlich, soziale Anerkennung
die angesprochen Symptome fördern.

Bew ältigung
Obwohl dieses Phänomen bereits seit
der ersten Hälfte der Neunzigerjahre
mit den öffentlichen Dienstgebern
diskutiert wird, wurden bislang keine
erfolgversprechenden Ansätze gefun-
den. Neben der Forderung, den schul-
psychologischen Dienst zur Betreu-
ung betroffener KollegenInnen einzu-
binden, empfahl Dr. Arold den Anwe-
senden beispielsweise zum Ausgleich
des Schulstresses Lehrersport gemein-
sam zu treiben und die Abgrenzung
von Dienst, Freizeit und Familienle-
ben bewusster zu steuern.

Job-Allergie
Desweiteren beleuchtete Dr. Arold
die Aspekte der persönlichen Eignung
für den Lehrerberuf. Im Gegensatz
zur teilweise öffentlichen Meinung,
die Lehrern mangelnde Professionali-
tät vorwirft, differenzierte sie, dass

Das Thema Lehrergesundheit ist nicht nur Dank der Studien von Prof.

Schaarschmidt und seinem Team (Potsdamer Studie) in aller Munde (siehe

VLB akzente Nr. 5 S. 17). Bereits im vergangenen Jahr hatte der Bezirks-

verband Unterfranken eine erste Regionaltagung zu diesem Thema durch-

geführt. Eine zweite fand jetzt im Bezirksverband Schwaben statt. Gleich-

zeitig kündigen die Unterfranken die Fortsetzung der letztjährigen Tagung

an. Zu beiden Veranstaltungen finden Sie nachfolgend Informationen.

Lehrergesundheit oder Job-Allergie:

Regionaltagung Lehrergesund-
heit in Schwaben

BV-Vorsitzender Jürgen Wunderlich bedankt
sich bei Dr. Helga Arnoldt für die aufschlussrei-
chen Ausführungen.
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nicht nur Eignungstests für die Zulas-
sung zum Lehramt erforderlich seien,
sondern dass insbesondere seitens der
Hochschulen und Dienstgeber auch
die Beratung im Sinne der Lehramts-
anwärter verstärkt werden müsse, um
so die verheerenden gesundheitlichen
Auswirkungen des Burn-Outs bereits
im Vorfeld zu reduzieren.

Fazit
Summa-summarum war diese Veran-
staltung ein voller Erfolg. Dennoch

zeigt die Zahl von 50 Besuchern, dass
bei weitem noch nicht alle nach dieser
Studie betroffenen KollegenInnen des
Bezirks erreicht wurden. Um so mehr
ist es, wie Bezirksvorsitzender Jürgen
Wunderlich betonte, von zentraler Be-
deutung, dass der VLB diesen The-
menkreis weiter aufgreift und Kolle-
genInnen bei der Bewältigung der Be-
lastungen des Lehrerberufs unter-
stützt.

Dies wird im Juli 2003 mit einer wei-
teren Regionaltagung des Bezirksver-

bands Unterfranken in Zusammenar-
beit mit der Regierung von Unterfran-
ken zum Thema Lehrergesundheit
thematisiert werden (siehe unten). <

Weiterführende Links:

http://www.vlbs.de/dl/bbw2002/bbw_02-

2002.pdf

http://www.bllv.de/service/download/ar-

beitsbelastung.pdf 

http://www.sueddeutsche.de/jobkarriere/

berufstudium/artikel/115/11104/

Fachtagung Lehrergesundheit in
Würzburg am 12. Juli 2003:

Was brauchen Lehre-
rinnen und Lehrer an-
gesichts wachsender
Beanspruchung?

Die Zwischenergebnisse der Potsda-
mer Studie zur Lehrerbelastung (siehe
VLB-akzente 05 S. 13 ff) sowie auch
der vorstehende Artikel machen deut-
lich, dass das Thema Lehrergesund-
heit nach wie vor ein Brennpunkt des
Schulalltages ist.

Bereits zum zweiten Mal veranstal-
tet der Bezirksverband Unterfranken,
diesmal in Zusammenarbeit mit der
Regierung, eine regionale Fachtagung
zur Lehrergesundheit und Arbeitsbe-
lastung der Lehrerinnen und Lehrer.

Bezirksvorsitzender Wolfgang
Lambl löst damit auch sein Verspre-
chen vom vergangenen Jahr ein, dass
der VLB weitere „Unterstützung und
Hilfe“ anbietet.

Nachfolgend finden Sie das Pro-
gramm der „Fachtagung Lehrerge-
sundheit 2003“. Wie Sie sehen, ist es
ein sehr vielschichtiges Programm, so
dass jeder Interessierte ein seinen
Wünschen entsprechendes Angebot
finden wird. Bei der Anmeldung ge-
ben Sie bitte eine Reihung der Ar-
beitskreise an, die Sie besuchen wol-
len, da die Teilnehmerzahl pro Ar-
beitskreis beschränkt ist (als amtliche
Fortbildung anerkannt). 

Programm

Ab 9.00 Uhr Ankommen und Energie tanken - Getränke, Obst und Gebäck stehen für Sie
bereit.

09.30 Uhr Eröffnung und Begrüßung. Wolfgang Lambl, VLB-Bezirksvorsitzender Un-
terfranken. Dr. Paul Beinhofer, Regierungspräsident von Unterfranken. Pia
Beckmann, Oberbürgermeisterin der Stadt Würzburg 

10.10 Uhr Psychosomatische Erkrankungen vermeiden. Dr. Dr. Andreas Hillert, Psy-
chosomatische Klinik Roseneck

10.50 Uhr Brennen oder ausbrennen? Berufsbelastungen durch „innere Führung“
meistern. M. von Scanzoni, Seminarleiterin, München

11.30 Uhr Konflikte verstehen, vermeiden, bewältigen. Bruno-Ludwig Hemmert,
Schulpsychologe, Staatl. Schulberatung Würzburg

12.10 Uhr Entspannen – „So schmeckt Schule Tag für Tag“. Studierende der Fachaka-
demie für Hauswirtschaft verwöhnen Sie in der Mensa

13.10 bis 15.00 Uhr: Thematische Arbeitskreise

AK-1: Gesunde Lehrer – Gesunde Schule. Dr. Dr. Hillert, Gereon Rempe
AK-2: Lebensfreude und Schaffenskraft wiederentdecken. Die 5 Wandlungsphasen der 

inneren Balance. M. von Scanzoni, Wolfgang Lambl
AK-3: Konflikte im Schulalltag bewältigen. Bruno-Ludwig Hemmert, Karl-Heinz Dotzler
AK-4: Lehrerentlastung durch Aktivierung der Schüler. Martin Ruf, Ursula Erk
AK-5: Kollegiale Beratung. Dr. Albert Brendle, Udo Sperlich
AK-6: Kollegiales Teamcoaching. Oskar Köberlein, Matthias Paul
AK-7: Förderung der Lehrergesundheit durch Schulentwicklung. Harry Koch, Georg Gißler
AK-8: Wohlbefinden fördern durch sinnvollen Umgang mit Zeit. A . Heinisch, G. Zollner

15:20 Uhr: Der schwierige Weg zwischen Erfüllung und Überlastung. Was brauchen
Lehrerinnen und Lehrer? Präsentation/Zusammenführung der Tagungser-
gebnisse. Georg Gißler, Harry Koch

16:00 Uhr: Abschluss und Ende der Veranstaltung. Gustav Eirich, Regierung von Un-
terfranken. Wolfgang Lambl, VLB-Bezirksvorsitzender Unterfranken

Beteiligung: 15,00 Euro (Seminarbeitrag, Tagungsunterlagen, Speisen und Getränke)

Veranstal- Städt. Berufsbildungszentrum für Hauswirtschaft und Sozialwesen, Königs-
tungsort: berger Str. 46, 97072 Würzburg, Tel. (0931) 7 90 83-00; Fax: (0931) 7 90 83-99

Anmeldung: VLB-Bezirksverband Unterfranken, Gramschatzer Ring 6, 97222 Rimpar,
Tel. 09363-52 78, Fax 0931-3 80 27 66, E-Mail: wolfgang.lambl@reg-ufr.bay-
ern.de oder Internet: www.vlb-bayern.de/FachtagungLehrergesundheit
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JOHANNES M ÜNCH

Szenario
Stellen wir uns vor, der Verfasser
wüsste nur wenig über Schul-EDV
und hätte zwei EDV-begeisterte Söh-
ne im schulischen Alter. Was wäre
denn mehr geeignet das Vaterherz
aufblühen zu lassen, als die neue, vom
Kultusministerium unterstützte Initia-
tive i-lern, jedem Schüler ein kosten-
günstige Laptop zum Schulpreis. Als
Vater könnte so der sowieso im Zwei-
jahresturnus fällige Austausch der PC-
Ausstattung der Sprösslinge mit schu-
lischen Belangen ideal verknüpft wer-
den. Und wäre es denn nicht auch ein
gutes Gefühl, seine Kinder in schuli-
scher Richtung sinnvoll geleitet zu ha-
ben, vorausgesetzt die anderen Eltern
einer gesamten Klasse machen nach
momentanem Stand bei einem Sam-
meleinkauf mit.

Nach circa vier Wochen käme dann
die erste väterliche Nachfrage, was die
beiden Söhne denn mit den neuen Lap-
tops in der Schule so gemacht haben.
Die Antwort, dass bisher beim einen
Sohn nur eine Präsentation und beim
anderen Sohn ein Brief erstellt wurde,
befriedigt den Vater in Hinblick auf die
Anschaffungskosten zwar nicht, aber
man ist ja geduldig. Dass mit dem neu-
en Equipment auch nicht im Internet
recherchiert wurde, enttäuscht ihn be-
sonders, da doch dieses neue Medium
auch als Allheilmittel für alle PISA-
Probleme gepriesen wird.

Diese väterliche Nachsicht mit
Schule und Lehrern wäre dann bei
der zweiten und dritten Nachfrage
nach acht, zwölf oder vierzehn Wo-
chen schon sehr strapaziert, wenn
sich herausstellt, dass sich seither
beim Technikeinsatz des Nachwuch-
ses immer noch nichts geändert hat.
Dieser Vater würde noch eine Zeit
warten und bei wiederholter Negativ-
meldung der Söhne den Klassenlei-
ter, Schulleiter und Elternbeirat hin-
sichtlich der doch erheblichen An-

schaffungskosten und des ausbleiben-
den schulischen Nutzwerts kritisch
bis gereizt ansprechen.

Berufsschulalltag
Auch wenn die Eltern im beruflichen
Schulwesen aufgrund des Lebensal-
ters der Schüler i. d. R . nicht mehr die-
sen Einfluss auf Ihre Kinder ausüben,
könnte aber auch für unseren Bereich
durchaus ein gewisses Konfliktpoten-
tial mit Schülern selbst, Ausbildungs-
betrieben und engagierten Eltern be-
fürchtet werden. Doch warum über-
haupt dieses Konfrontationsszenario,
wo sich doch die unterrichtlichen
Möglichkeiten mit schülereigenen
Laptops wirklich wesentlich verbes-
sern würden?

Vernetzung
Basis einer jeden modernen, IT-ge-
stützten Unterrichtsarbeit ist, dass der
PC z. B. zur Internet-Nutzung und
zum Ausdruck an ein schulisches
Netzwerk angebunden ist. Hierzu sind
beim Einsatz von Schüler-Notebooks
ausreichende Netzwerkkabelan-
schlüsse, entsprechende Netzwerkver-
teiler (Hubs und Switches), Netzwerk-
kabel und das Vernetzungs-Know-
how, nicht nur seitens der Systembe-
treuer, sondern auch seitens aller
Lehrkräfte erforderlich. Diese Anfor-
derungen werden derzeit selbst in den
bestens ausgestatteten Berufsschulen
nicht erfüllt, da die EDV-technische
Auslegung traditionell noch auf den
Betrieb eigener Schul-PCs erfolgt. Die
häufig angeführten Funknetzszena-
rien WLAN und Bluetooth sind bei
realistischer Betrachtung für einen
derartigen Einsatz auch wenig geeig-
net, da pro Funkstation nicht mehr
wie acht Laptops versorgt werden
können. Die Strahlung würde bei ei-
ner massiven Häufung von Funknetz-
stationen mit Sicherheit auch kritisch
diskutiert werden. Darüber hinaus be-
nötigt ein jeder Schüler in einem Netz-
werk eine eigene Benutzerkennung

und entsprechende Zugangsberechti-
gungen für die eingesetzte Software,
was den Administrationsaufwand in
der Systembetreuung wesentlich er-
höhen würde.. 

Sicherheit
Dadurch, dass Schüler ihre eigenen
PCs ins Schulnetz einbinden, ergeben
sich zusätzliche, Sicherheitsprobleme.
Neben der Gefahr, dass Schulserver
und andere Technik gehackt und ma-
nipuliert wird, eine Reihe Schüler
bringen derartig hoch spezialisierte
Kenntnisse mit, besteht vor allem
auch die Gefahr des „Software-Dieb-
stahls“ und der Verseuchung des
Schulnetzes mit Viren von privaten
Schüler-Laptops. Dem kann zwar mit
sogenannten getrennten Netzwerks-
egmenten, DMZs (demilitarisierte
Zonen), Routern, Bridges, Firewalls
und Viren-Software begegnet werden,
doch kaum eine Schule verfügt über
dieses Spezialwissen und geeignete Si-
cherheitsausstattungen.

Unterrichtseinsatz
Selbst wenn dann alle technischen
Voraussetzungen auch in Zeiten knap-
per öffentlicher Kassen erfüllt wer-
den, kommt der Schock zu Beginn des
Unterrichts. Dreißig Schüler haben
nämlich ihren Privat-Laptop mit ver-
schiedenster Software und Spielen
ausgestattet und darüber hinaus sind
die Laptops auch noch von unter-
schiedlichen Herstellern. Kurz und
gut, der normale Lehrer zieht hier den
bewährten Tafelanschrieb trotz zu be-
fürchtender Elternschelte vor. 

Lern-Softw are
Auch wenn die kostenintensive Hard-
ware auf diesem Wege beschafft wird,
ist noch nicht einmal ansatzweise dis-
kutiert, wer die erforderliche Lern-
Software bezahlen soll. Ausgehend
von bestehenden Lizenz- und Preis-
modellen für Lern-Software und der
Annahme, dass auch die Software von
Eltern beschafft wird, müsste bei ei-
nem normalen, vom Schultyp unab-
hängigem Unterrichtsverlauf noch
einmal das Doppelte des Hardware-
Kaufpreises für Software verausgabt
werden.

Für jeden Schüler einen Laptop:

Sind wir vorbereitet? 



Lösungsansätze
Um nicht missverstanden zu werden,
wir werden künftig die privaten Schü-
ler-Laptops zum Lehren und Lernen
in allen Schultypen unabdingbar brau-
chen. Dieses sehen auch die Hersteller
von Laptops mit einem siebenstelligen
Absatzpotential pro Jahr. Die Schule
wird hier künftig „nur noch“ eine ge-
eignete Netzinfrastruktur und unter
Umständen die Lern-Software, bevor-
zugt freie Software wie beispielsweise
OpenOffice stellen. Doch wie könnte
so etwas aussehen?

1. Es ist davon auszugehen, dass in-
nerhalb der nächsten drei bis fünf Jah-
re eine schulgeeignete, leistungsfähi-
gere Funknetztechnologie entwickelt
wird. Bis dahin könnte beispielweise
das bewährte Modell der Physik- und
Chemiesäle auf den IT-Unterricht in
der Form übertragen werden, dass
Netzwerksäle mit festverkabelten
Netzwerkzugängen eingerichtet wer-
den, in denen bei Bedarf stundenwei-
se im Wechsel für eine Klasse ein
Netz- und Druckerzugang mit eigenen
Laptops möglich ist.

2. Um sicherzustellen, dass bei ver-
schiedensten Laptop-Modellen und
unterschiedlichster installierter Soft-
ware ein geregelter Unterrichtsbe-
trieb mit identischen Arbeitsumge-
bungen möglich ist, müssen auf Basis
sogenannter Terminal-Server geeigne-
te Schullösungen entwickelt werden
(Terminal-Server stellen mit einem
kleinen Zusatzprogramm auf dem
Schüler-Laptop, identische Software
zentral für alle Schüler auf einen Ser-
ver bereit. Die Programme werden
dann parallel auf dem Server, nicht auf
dem Laptop ausgeführt. Mit dem Lap-
top erfolgt nur noch die Tastatur- bzw.
Mauseingabe und die Ausgabe der
Bildschirminhalte vom Server).

3. In einer Folgestufe ist die zentra-
le Bereitstellung von Software über
das Internet nach dem Terminalprin-
zip in spezialisierten ASP-Rechenzen-
tren (Application Service Providing)
anzustreben. Zur Nutzung dieser Ter-
minaltechnologie müssen die Schulen
parallel mit entsprechend leistungsfä-
higen, leistbaren Internet-Anbindun-
gen ausgestattet werden, um diese
Dienste nutzen zu können. Weiter
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sind so auch Modelle mit zeitabhängi-
ger Abrechnung einer Lern-Software-
Nutzung, statt des teuren Einkaufs
von Software durch die Schule aus
wirtschaftlicher Sicht denkbar. Nur
ein solches Modell gewährleistet lang-
fristig die Arbeit von Schülern und
auch Lehrern ohne Medienbruch, da
gleichermaßen in Schule, Ausbil-
dungsbetrieb und heimischen Umfeld
eine identische Arbeitsumgebung
(Windows-Desktop) verfügbar wäre.

Fazit
Auch wenn dies alles für viele Lehrer
nach Zukunftsmusik klingt, sind die
Technologien in mit dem Schulwesen
vergleichbaren großen Wirtschaftsun-
ternehmen bereits eingeführt und be-
währt. Weiter hat sich auch das BMBF
und Schulen ans Netz in dem Projekt
ITworks unter anderem die Entwick-
lung solcher Schullösungen auf die
Fahnen geschrieben, auch wenn die
sehr spät veröffentlichten Beschrei-
bungen der mit insgesamt achtstelli-
gen Euro-Beträgen geförderten Pro-
jekte nur wenig Zeitgemäßes und
Übertragbares erwarten lassen
(http://www. schulen-ans-netz.de/pro-
jekte/itworks/).

Um dem universellen Nachfolger
des einst selbst gekauften Taschen-
rechners oder Zeichenbretts mög-
lichst schnell den Weg in Berufsschu-
len zu mehr Unterrichtsqualität zu eb-
nen, müssen entsprechend, geeignete
Entwicklungen und Vermarktungs-
modelle parallel zur Laptop-Beschaf-
fung zeitnah umgesetzt werden, von
wem auch immer. Wir sollten nicht
wieder warten, bis wir im internatio-
nalen Vergleich das Schlusslicht bil-
den und der Druck der Gesellschaft
auf die Schule wieder zu immensen
Klimmzügen zwingt.

Und zum Abschluss ein Wort an die
Laptop-Hersteller. Wäre es bei den
skizzierten Terminal- und ASP-Szena-
rien nicht förderlicher, ähnlich wie be-
reits bei Lern-Software, Schüler-Lap-
tops einzeln gegen Schulnachweise zu
verkaufen. Dies würde die Kaufent-
scheidung hunderttausender Eltern
nicht nur wesentlich erleichtern, son-
dern auch den individuellen Wettbe-
werb stärken und die Entwicklung
bzw. Optimierung von Schüler-Lap-
tops vorantreiben.

Der eingangs genannte Vater wäre
mit seiner Schule hoch zufrieden. <

HANS UEBLER

„Polizisten im Einsatz gegen Schul-
schwänzer“ – solche oder ähnliche
Schlagzeilen in jüngster Vergangen-
heit ließen nicht nur Pädagogen auf-
horchen. Trauriger Höhepunkt war
der Fall eines Berufsschülers aus dem
Landkreis Bad Kissingen: Zwangswei-
se Unterbringung für ein Wochenende
in der JVA Würzburg wegen notori-
schen Schulschwänzens. „Der Religi-
onsunterricht an der Berufsschule als

eine der Säulen im Präventivbereich
gegen auffällige Schüler“, so eine
Überschrift über ein Treffen mit
Staatsminister Dr. Günther Beckmann
im Umfeld der in Würzburg stattge-
fundenen Landessynode. Neben dem
berufenen Synodalen Beckstein wurde
die Runde an der Franz-Oberthür-
Schule in Würzburg ergänzt durch die
Oberbürgermeisterin Pia Beckmann,
Stadtschulrat Reiner Hartenstein,
Schulleiter Hermann Sauerwein sowie
Pfarrer Hans Uebler aus dem Hause.

Staatsminister Dr. Günther Beckstein zu Besuch an 
Würzburger Berufsschule:

Klares Bekenntnis zum Religionsunterricht 
an der Berufsschule
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Mit Interesse verfolgten die Gäste
an ganz konkreten Unterrichtsbei-
spielen aus dem Schulalltag, wie der
Religionsunterricht eine Möglichkeit
sein kann, neben der Abdeckung des
Lehrplanes immer wieder verstärkt
den Jugendlichen in seiner eigenen
Realität abzuholen. „Der Religions-
unterricht verfolgt persönlichkeitsför-
dernde Ziele“ – so wurde es bereits
vor 10 Jahren von den Leitungen der
beiden großen Kirchen Bayerns im
Einklang mit Industrie, dem Hand-
werk und den Gewerkschaften inner-
halb ihrer gemeinsamen „Erklärung
zum Religionsunterricht an der Be-
rufsschule“ als eines der Hauptanlie-
gen hervorgehoben. Z itat weiter: „Es
ist für die jungen Menschen wichtig,
auch in der Berufsschule erfahren zu
können, dass jemand da ist, der ein of-
fenes Ohr für sie hat und sie in ihrer
Suche nach Antworten auf Lebens-
und Glaubensfragen ein Stück beglei-
tet.“ In voller Übereinstimmung mit
dieser Verlautbarung sehen sich die
Religionspädagogen an der Franz-

Oberthür-Schule. „Das Thema unse-
res Religionsunterrichtes sind in er-
ster Linie die Schüler,“ so ihr Credo.

Wer Hand anlegen möchte am Re-
ligionsunterricht in Berufsschulen –
und sei es durch die Forderung nach
mehr Praxis – der nimmt Jugendliche
nicht ernst: Nämlich jene Jugendliche,
die auf Grund der allgemeinen Situa-
tion eher zu denjenigen gehören, de-
nen Sinn- und Zukunftsfragen am
meisten unter den Nägeln brennen.
Alleine zwei Drittel der jungen Leute

eines jeden Geburtsjahrganges durch-
laufen irgendeine Form von berufli-
cher Schule.

Nicht zuletzt im Hinblick auf die
vorgestellten Unterrichtsbeispiele, die
auf die Vielschichtigkeit der Lebens-
probleme von Berufsschülern abziel-
ten, ergab sich nach einem intensiven
Austausch aller Beteiligten ein ein-
stimmiges Votum: Klares Bekenntnis
zum Religionsunterricht an der Be-
rufsschule. <

ARM IN ULBRICH

Am 3. Dezember 2002 endete das
„Planspiel Börse 2002“ der deutschen
Sparkassenorganisation. Der Schüler-
wettbewerb bot den Teilnehmern die
Chance, mit einem fiktiven Startkapi-
tal von 50 000 Euro ohne jedes Risiko
und ohne Kosten unter sonst realen
Bedingungen Börsengeschäfte zwi-
schen dem 25. September und dem 3.
Dezember 2002 zu tätigen. Z iel dieses
Wettbewerbes ist es, spielerisch Inter-
esse für das Börsengeschehen und  die
ökonomischen Zusammenhänge zu
wecken. Mit diesem Planspiel wird
den Teilnehmern ein spannendes
Wertpapiertraining geboten, das
durch „Learning by doing“ in die Ar-
beit eines Wertpapierbrokers ein-
führt. Aus dem Startkapital von 50000

Euro, die jede Spielgruppe zur Verfü-
gung hat, soll durch Anlageentschei-
dung, An- und Verkauf von Wertpa-
pieren ein höheres Endkapital erzielt
werden. Ob erfolgreich oder nicht, je-

Regionale Siegerehrung zum Börsenplanspiel:

Berufliche Schulen auch an der Börse Spitze!
der Jungbörsianer hat gewonnen, ent-
weder Gewinne, aber auch bei Verlu-
sten und auf jeden Fall immer – viele
Erfahrungen – positive und negative,
wie dies der Vizepräsident des Spar-
kassenverbandes Bayern, Werner
Netzel bei der Siegerehrung der er-
folgreichsten Spielgruppen aus Bay-
ern in München im Künstlerhaus am

Pfarrer Hans Uebler
erläutert die im Religi-
onsunterricht u. a.
eingesetzte M ethode
des medita-
tiven M alens. Von
links Hermann Sauer-
w ein,  Stadtschulrat
Reiner Hartenstein,
Pfarrer Hans Uebler,
Dr. Günther Beckstein,
Oberbürgermeisterin
Pia Beckmann.

Fachoberschule
Kempten, von links
nach rechts: Werner
Netzel, Vizepräsident
des Sparkassenver-
bandes Bayern, Herr
Schmidt, Vorstands-
mitglied der Sparkas-
se Allgäu, OStR Wal-
ter Büchele, Betreu-
ungslehrer, M atthias
Hensler, Joel Riefler-
Schnitzler, Charlotte
Schmidt, Vanessa
Schw ärzler, Dieter
Franke, Oberstudien-
direktor Dr. Joachim
Kormann, Bayer.
Staatsministerium für
Wirtschaft.
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Lenbachplatz betonte. Insgesamt ha-
ben an dem Wettbewerb 35348 Schü-
lergruppen teilgenommen. Aus Bay-
ern waren 7 628 Depots (21,5 % ) regi-
striert. Zwei vordere Plätze (Silber
und Bronze!) belegten berufliche
Schulen, die FOS Kempten und die
Graf-Stauffenberg-Wirtschaftsschule
aus Bamberg.

Den 2. Platz in Bayern und den 5.
Platz im Bund erzielte die FOS Kemp-

ten mit der Sielgruppe GIN Tonic, die
aus dem Startkapital 111 953,07 Euro
erwirtschafteten. Preis: 1000 Euro für
die Spielgruppe und 500 Euro für die
Schule. Den 3. Platz in Bayern erzielte
die Graf-Stauffenberg-Wirtschafts-
schule Bamberg mit der Spielgruppe
Börsenagenten 007, die aus dem Start-
kapital 103.931,26 Euro erwirtschafte-
ten. Preis: 750 Euro für die Spielgrup-
pe und  400 Euro für die Schule. <

Schulbücher, Unterrichtsmateria-
lien, Lernhilfen, Fachbücher für die
berufliche Bildung und die Erwachse-
nenbildung, Lern- und Bildungssoft-
ware wie andere digitale Lern- und
Bildungsangebote dürfen nach der
Neuregelung nicht eingescannt bzw.
überspielt und in den Schul- oder Uni-
versitätsnetzen verbreitet werden.
Dieses gilt auch für kleinste Teile von
Werken. Der vom Rechtsausschuss
beschlossene § 52 a schreibt in Absatz
2 unzweideutig vor, dass diese Werke
von Schulen und vergleichbaren Bil-
dungseinrichtungen nur dann ge-
scannt, eingespeichert und genutzt
werden können, wenn die Verlage
vorab hierfür ihr E inverständnis gege-
ben haben: „Die öffentliche Zugäng-
lichmachung eines für den Unter-
richtsgebrauch an Schulen bestimm-
ten Werkes ist stets nur mit E inwilli-
gung des Berechtigten zulässig“. Im
Klartext bedeutet dies, dass das Ein-
scannen und anschließende Nutzen
von Schulbüchern und ihnen gleichge-
stellter Werke zunächst grundsätzlich
verboten ist und interessierte Lehre-
rinnen und Lehrer in allen Fällen bei
den Schulbuchverlagen nachfragen
müssen, ob sie das Werk ins Schulnetz
stellen dürfen auch wenn es sich um
Ausschnitte, einzelne Kapitel, einzel-
ne Texte oder Bilder aus dem betref-
fenden Buch handelt. Das Kopieren
von Lernsoftware und das anschlie-
ßende Einstellen der digitalen Kopien
in Schulnetz oder andere Netze bleibt
ebenfalls grundsätzlich verboten.

Nur so kann sichergestellt werden,
dass Autoren und Herausgeber mit
den Schulbuchverlagen auch künftig
qualitätsvolle Produkte entwickeln
können.

Die im VdS Bildungsmedien orga-
nisierten Schulbuch- und Bildungsver-
lage bieten bereits jetzt zahlreiche Li-
zenzmodelle für die Nutzung von Bü-
chern und Software im Unterricht an.
„Unsere Mitglieder werden die nach
der Neuregelung anfallenden Anfra-
gen der Lehrerinnen und Lehrern in
jedem Einzelfall sorgsam prüfen und
ggf. Lizenzen erteilen,“ erklärt der
VdS. Entsprechende Angebote wer-
den von den Verlagen derzeit entwik-
kelt. VdS Bildungsmedien

Nach der Entscheidung des Rechts-
ausschusses des Deutschen Bundesta-
ges, den stark umstrittenen Paragra-
phen 52 a des Gesetzes zur Regelung
des Urheberrechts in der Informati-
onsgesellschaft wirksam werden zu
lassen, stellt die Branchenvertretung
der Schulbuch- und Bildungsverlage
fest, dass das neue Urheberrecht nur
„Stückwerk“ bleibe. Der Branchen-
verband, dessen Mitglieder seit Jahr-
zehnten unter massenhaftem Kopie-
ren aus Schulbüchern und Unterrichts-
materialien leiden, begrüßt indes die
für Bildungsmedien eingeführte Be-
reichsausnahme, die es den Schulen
und anderen Bildungseinrichtungen
verbietet, ohne Einwilligung der Ver-
lage Schulbücher oder sonstige Bil-
dungsmedien einzuscannen bzw. zu

überspielen und anschließend zu nut-
zen. Dieses Verbot ist eindeutig in dem
neu eingeführten Absatz 2 des § 52 a
formuliert. Der VdS Bildungsmedien
bekräftigt allerdings seine Kritik, dass
eine entsprechende Bereichsausnah-
me nicht auch für wissenschaftliche Li-
teratur eingeführt wurde, zumal ein
Teil seiner Mitglieder insbesondere er-
ziehungswissenschaftliche Werke pu-
bliziert, die nunmehr von den Univer-
sitäten und anderen staatlichen Bil-
dungseinrichtungen „ausgeschlachtet“
werden können, ohne dass den Verla-
gen und Urhebern für die Nutzung ih-
rer Werke eine angemessene Vergü-
tung zukommen wird. „Die ersatzlose
Streichung dieses Paragraphen ist die
beste Lösung für Urheber und Rechte-
inhaber,“ betont der VdS.

Schulbuchverlage:

Das neue Urheberrecht bleibt 
Stückwerk – Einscannen von Schulbüchern
allerdings nicht erlaubt

In der Wirtschafts-
schule Bamberg, von
links: Werner Netzel,
Vizepräsident des
Sparkassenverbandes
Bayern, Konrad Gott-
schall, Sparkassendi-
rektor Bamberg, Schü-
lerinnen, Ariane Nau-
juks, M arketing M itar-
beiterin, Schulleiter
M artin M attausch, Dr.
Joachim Kormann,
Bayer. Staatsministeri-
um für Wirtschaft.
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Auslandsaufenthalt von 
Schülern scheitert oft an den
Kosten

Ein Auslandsaufenthalt von Schülern
scheitert oft an der Finanzierung. Die
Kosten sind einer der Hauptgründe, war-
um die meisten Schüler, die sich für einen
Auslandsaufenthalt interessieren, aus
den Gymnasien kommen, Haupt- und
Realschüler aber weitgehend außen vor
bleiben. Dies ist das zentrale Ergebnis ei-
ner neuen Studie, die das Mobilitätsver-
halten von Jugendlichen im Alter von 14
bis 19 Jahren unter die Lupe genommen
hat. Sie ist Bestandteil einer europawei-
ten Untersuchung in insgesamt 19 Län-
dern, die im Rahmen des SOCRATES-
Programms von der EU gefördert wurde.

Der deutsche Beitrag der Studie wur-
de von AFS Interkulturelle Begegnun-
gen e.V. (Hamburg) erstellt. Dabei wur-
den 29 private Organisationen befragt,
die sich mit internationalem Austausch
befassen sowie Kultusministerkonfe-
renz, Schulleiter, Lehrer und Eltern, wie
die AFS weiter berichtete. Die Studie
über Deutschland wurde am 23. Mai
2003 in Bonn vorgestellt. Die verglei-
chenden Gesamtergebnisse der europäi-
schen Länder sollen im Herbst 2003 ver-
öffentlicht werden. Dann soll auch dar-
über befunden werden, ob und inwieweit
die EU den Schüleraustausch stärker
fördern sollte. Z iel der Studie war es in
erster Linie, Sachstände, Kenntnisse,
Meinungen und Hindernisse zu benen-
nen, die einen internationalen Schüler-
austausch bremsen. Außerdem sollten
Erkenntnisse für Verbesserungsvor-
schläge gesammelt werden.

Die Studie stellt hauptsächlich fol-
gende Barrieren für eine stärkere Mobi-
lität von Schülern fest: Vorurteile, Infle-
xibilität und Angst vor einem unbekann-
ten Land, festlegende Traditionen und
regionale Vorlieben, einengende Lehr-
pläne, Sprach- und Prüfungsanforderun-
gen. Fremdsprachenkenntnisse, die auf
die gängigen Sprachen begrenzt sind
(Englisch, Französisch, Spanisch), büro-
kratische Hemmnisse – und vor allem fi-
nanzielle Hindernisse.

Letzteres erklärt auch die Tatsache,
dass die meisten Schüler, die ins Ausland
gehen, aus den Gymnasien kommen.
Zwar können auch Real- und Haupt-
schüler ins Ausland gehen, diese nutzen
das Angebot jedoch selten. Das liegt un-
ter anderem daran, dass auf dem Gym-
nasium das Bewusstsein für Bildung stär-
ker ist, aber auch daran, dass Real- und
Hauptschüler meist gleich in den Beruf
streben. dpa

Wer sucht eine Partnerschule?

1
Le Dorat

2
Bellac

4
Limoges

5
Gueret

6
Bourganeuf

7
Felletin

8
Egletons

50 km

9
Brive

3
Verneuil

CREUSE

HAUTE-VIENNE

CORREZE

1 Lycée Professionel George Sand
Rechnungswesen, Gesundheits- und 
Sozialberufe, 87210 Le Dorat

2 Lycée Professionel Martin Nadaud
Bauberufe, Heizungs-, Klima-, Lüf-
tungsberufe, 87300 Bellac

3 Lycée Agricole des Limoges „les Va-
seix“, Tieraufzucht
87430 Verneuil-sur-Vienne
(die Schule sucht eine Partnerschaft
auf Fachschul- oder Fachhochschul-
niveau)

4 Lycée Professionel Marcel Pagnol
Handelsberufe, Rechnungswesen, 
Sekretärinnen etc. (u.a. Lehrlingsaus-
bildung), 87000 Limoges

Lycée Professionel Le Mas Jambost
Kreativberufe wie Keramiker,
Raumausstatter, Tapezierer 
87100 Limoges

Lycée Hotelier Jean Monnet
Hotel- und Gastronomieberufe
87000 Limoges
(bereits Kontakte geknüpft)

5 Lycée Technologique et Professionel 
Jean Favard
Dienstleistungsberufe, Haustechnik,
Industrieinformatik, Automatenwar-
tung, 23000 Gueret

6 Lycée Professionel Delphine Gay
Gastronomieberufe, Modeberufe, 
Friseure, Sekretärinnen (u.a. Lehr-
lingsausbildung) , 23400 Bourganeuf

7 Lycée für Bauberufe 
23500 Felletin

8 Lycée Pierre Caraminot
Bauberufe, Wartungsberufe (Automa-
ten und Informatik), 19300 Egletons

9 Lycée Professionel Georges Cabanis
Elektro- und Elektronikberufe,
Mechtronik, 19311 Brive

Wie bei der Berichterstattung über das bayerisch-französische Symposium (Heft 5/03 VLB

akzente) beschrieben, suchen einige berufliche Schulen in der französischen Region 

Limousin Partnerschulen in Bayern. Bitte wenden Sie sich an unsere Geschäftsstelle, wenn

Sie an einem Kontakt interessiert sind. Über Finanzierungsmöglichkeiten werden wir in

unserem Juliheft informieren.

■
Paris
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M ARGIT HOFGÄRTNER

Windows, Word und Excel gehören inzwi-
schen zu den Standard-Programmen von
Betrieben und Unternehmen. Die Folge
für Jobsuchende: Ohne grundlegende
Kenntnisse der Microsoft-Produkte ist es
sehr schwer, eine adäquate Anstellung zu
finden. Gut, wenn diese Schlüsselqualifi-
kationen bereits in der Berufsschule ver-
mittelt wurden. 

Lösungsorientierte Unterrichtsmate-
rialien für den EDV-Unterricht liefern
die „Digitalen Arbeitsblätter“. Jede der
CDs enthält 30 Workshops zu Word, Ex-
cel oder Windows, die sofort im Schulun-
terricht eingesetzt werden können. Die
Anleitungen sind der vierzehntägigen
Computerzeitschrift entnommen, die sich
durch leicht verständliche und didakti-

sche Kurse einen Namen gemacht hat.
Die Dokumente sind im PDF-Format ge-
speichert und können mit dem Acrobat
Reader sofort ausgedruckt oder auf die
Festplatte gespeichert werden. Das PDF-
Tool ist auf jeder CD enthalten. Mit Zu-
satz-Programmen (siehe Kasten rechts)
lassen sich die Workshops sogar – in ge-
wissen Grenzen – an den eigenen Unter-
richt anpassen. Drei Bearbeitungsschritte
mit Adobe Acrobat sind unten erklärt. 

Die Reihe „Digitale Arbeitsblätter“
sind bewusst praxisnah aufgebaut: Die
Word-CD enthält beispielsweise 30 PDF-
Workshops zu Themen wie Serienbrief,
Format-Vorlagen oder Layout. Daneben
bietet jede CD besondere Extras, wie die
beliebte Rubrik von Dr. Know, der Hard-
ware- und Software-Grundlagen einfach,
und doch interessant erklärt.

Tools, die Sie brauchen
Alle Digitalen Arbeitsblätter können mit dem
beiliegenden Acrobat Reader 5.1 geöffnet
und ausgedruckt w erden. Wenn Sie die Do-
kumente bearbeiten möchten, brauchen Sie
zusätzliche Programme:

Adobe Acrobat 

Dieses Programm kann PDF-Dokumente
manipulieren, also Text und Grafik verän-
dern. Adobe kündigt auf seiner Webseite
w w w.adobe.de bereits Adobe 6.0 an, das
regulär rund 650 Euro kosten w ird. Weit
günstiger sind Schulversionen, die etw a
unter Tendi.de erhältlich sind. 

Adobe Photoshop

Sie können auch die Bilder der Workshops
verändern, und beispielsw eise Pfeile oder
Logos einfügen. Das geht allerdings nur in
Zusammenarbeit mit Photoshop (1150 Euro,
w w w.adobe.de), oder einem anderen Pro-
gramm, das Bilddateien im PDF-Format lesen
kann. Schulversionen unter www.cancom.de.

In Zusammenarbeit  mit  Computer easy

Digitale Arbeitsblätter

Materialien für den Unterricht

Vorname/Name Geburtsdatum

Straße/Nr. PLZ/Ort

E-Mail Telefon

Ich wünsche folgende Zahlungsweise:

Bequem und bargeldlos per Bankeinzug Geldinstitut

Konto-Nr. BLZ

per Rechnung

Einfach bestellen: per Telefon 0781/639 45 31
per Fax 0781/639 45 27
per E-Mail computer-easy@burdadirect.de
per Post Computer easy Aboservice

Postfach 227 •  77649 Offenburg

Ich möchte Computer easy regelmäßig zum Preis von Euro 2,30 pro Ausgabe für 
mindestens ein Jahr beziehen. Danach kann ich jederzeit beim Computer easy-
Aboservice (Postfach 225, D-777649 Offenburg) kündigen. M it Geld-zurück-Ga-
rantie für bereits bezahlte, aber noch nicht gelieferte Ausgaben. Die Ausliefe-
rung der Gratis-CD-ROM erfolgt sofort nach Zahlungseingang.

Datum Unterschrift

Ja, ich möchte Computer easy regelmäßig
beziehen! Zusätzlich erhalte ich eine Gratis-
CD meiner Wahl im Wert von 24,99 Euro.

✂

40647VLBLP

Gratis-Paket

Exklusiv für VLB-Mit-
glieder:
VLB-Mitglieder erhalten bei Bestellung eines
Computer easy-Jahresabos gratis eine 
CD-ROM ihrer Wahl im Wert von 24,99 Euro: 

Digitale Arbeitsblätter Word (0078)

Digitale Arbeitsblätter Excel (0079)

Digitale Arbeitsblätter Windows (0080)

• Kompakt, aktuell,
unterrichtsnah

• Alle 14 Tage das
Wichtigste für PC-
Anwender!

• 32 Seiten Work-
shops zum Sam-
meln

• 16 Seiten vollge-
packt 
mit Tipps & Tricks

• Schritt für Schritt-
Anleitungen 
mit großen Abbil-
dungen

• Alle wichtigen Be-
griffe erklärt

• Vergleichstests ak-
tueller Hard- und
Software

• Das Neueste aus
der Online-Welt

Text bearbeiten
Klicken Sie im Adobe

Acrobat 5.0 in der

Werkzeugleiste auf

das Symbol „T“ , um

das „Touchup-Text-

werkzeug“  zu aktivieren. Klicken Sie mit der

Maus in eine beliebige Zeile, die von einem

blauen Kasten eingerahmt wird. Hier  können

Sie neuen Text eintippen, oder auch die ganze

Zeile per Drücken auf „Entf“  löschen.

Elemente verschie-
ben
Klicken Sie in der Werk-

zeugleiste auf den kleinen

Pfeil neben dem Symbol

„T“  und wählen Sie das

„Touchup-Objektwerkzeug“  aus. Um einen

Textblock, ein Bild oder einen Pfeil zu verschie-

ben, klicken Sie auf das gewünschte Objekt

und ziehen es bei gedruckter linker Maustaste

in Position. Zum löschen des Bilds „Entf“  drü-

cken.

Text einfärben
Aktivieren Sie zu-

nächst in der Werk-

zeugleiste 

per Mausklick das

„Touchup-Text-

werkzeug“ . Dann klicken Sie mit rechts in die

gewünschte Zeile und wählen „Attribute“ . Das

Fenster„Textattribute“  öffnet sich. Markieren

Sie das gewünschte Wort, klicken Sie auf den

Farbeimer und wählen Sie eine Farbe aus. 

SO BEARBEITEN SIE PDF-WORKSHOPS M IT ADOBE ACROBAT 5.0 
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JOHANNES M ÜNCH

Seit dem Artikel zum Thema Web-
Statistik ist nicht nur eine ganze Zeit
vergangen, sondern die Internet-Welt
hat sich verändert wie kein anderer
Bereich unseres Lebens. Das Stecken-
pferd einiger sogenannter „Compu-
terfreaks“ hat sich auch in Lehrerkrei-
sen als universelles Informations- und
Kommunikationsmedium rasant ver-
breitet. Dies spiegelt sich auch in der
Zahl der Besucher des Internet-Ange-
bots des VLB Bayern wider.

Besucher und Seiten
Während andere mit hunderttausen-
den von angeblichen Besuchern pro
Tag aufwarten, gestalten sich die Zah-
len des VLB doch noch bescheidener.
Nichts desto trotz sind wir mit unserer
Statistik zwar nicht zufrieden, aber uns
durchaus bewusst, dass der VLB mit
seinem Angebot die Interessenlage
vieler Kolleginnen und Kollegen nicht
nur in Bayern getroffen hat. Konkret
besuchten im Zeitraum zwischen Juni
2002 und Mai 2003 75.304 Besucher
VLB-Online. Spitzenreiter waren da-
bei mit 8.736 und 7.902 Besuchern die
Monate März und April 2003. Dass
Besucher und betrachtete Seiten nicht
identisch sind, wird mit der Zahl von
insgesamt 334.017 aufgerufenen Sei-
ten, 564.531 geladenen Dateien,
878.650 Hits und eines Volumens von
3,39 Gigabyte durchaus vorstellbar.
Dass dabei neben unseren Mitgliedern
bundesweit Universitäten, zuständige
Stellen, Großunternehmen und nicht
zuletzt Besucher aus über 50 Ländern
auf die Online-Ausgabe von VLB-ak-
zente und die Unterrichts-Linksamm-
lung zugreifen, rundet dieses positive
Szenario ab. Zurückblickend stellt dies
in den letzten zwei Jahren eine Zunah-
me um das 15-fache dar.

Visionen
Im Gegensatz zur „Gründerzeit“ nut-
zen zwischenzeitlich viele VLB-Aktive
die Möglichkeit, im Internet Flagge zu

zeigen. Dies, verbunden mit der Tatsa-
che, dass bisher die Angebote des Lan-
desverbands den Informationsschwer-
punkt bilden, gibt klar die Richtung
vor, in die sich VLB-Online entwik-
keln muss. Der innovative Vorschlag
des Landesvorsitzenden Hermann
Sauerwein, mittelfristig VLB-Online
auf einem eigenen Server mit lei-
stungsfähiger Internet-Anbindung zu
regionalisieren, würde nicht nur die
Möglichkeiten im bestehenden Rah-

men wesentlich verbessern, sondern
vor allem auch den Bezirks-, Kreisver-
bänden, Fachgruppen, Vertrauensleu-
ten und Personalräten eine ideale
Plattform bieten, Informationen regi-
onsbezogen, zeitnah und mit einer ein-
heitlichen Corporate Identity zu veröf-
fentlichen. So könnte die Nähe zum
Mitglied weiter ausgebaut werden.
Darüber hinaus wäre auch eine effi-
zientere Kommunikation zwischen den
VLB-Aktiven nachhaltig gesichert.

An der konkreten Umsetzung wird
bereits intensiv gearbeitet, so dass in
nicht allzu langer Zeit mit einem noch
attraktiverem VLB-Online zu rech-
nen ist. <

Besucherzahlen VLB-Online:

Glaube keiner Statistik …

Monat KBytes Visits Pages Files Hits

April 2003 447300 7902 27879 48266 71119
März 2003 419216 8736 33699 54654 83762
Feb. 2003 278836 7482 30002 52661 78061
Jan. 2003 286201 7730 33490 58617 84613
Dez. 2002 200567 5750 22994 41100 59745
Nov. 2002 340061 6933 31922 55637 87313
Okt. 2002 324450 7186 34581 59889 94355
Sept.2002 255624 5985 32845 49144 85420
Aug 2002 203218 4900 25597 39688 66573
Juli 2002 240309 4892 27220 48078 77723
Juni 2002 184788 4893 23963 39717 65111

3180570 72389 324192 547457 853795

Webimpressum

Regressansprüche, Unterlassungskla-
gen oder gar strafrechtliche Verfol-
gung: Das Internet birgt viele rechtliche
Falltüren. Die Verbandsgeschäftsstelle
weist darauf hin, dass zur Zeit eine Ab-
mahnwelle rollt, die Internet-Anbieter
und deren jeweiliges Web-Impressum
betreffen können.

Außer rein privaten Websites müs-
sen alle gewerblichen Anbieter die ge-
setzlich vorgeschriebenen Pflichtanga-
ben machen, egal, ob die Webpräsenz
dem E-Commerce oder der Selbstdar-
stellung dient. Bei fehlenden, unvoll-
ständigen oder nicht richtig angebrach-
ten Angaben nach dem Teledienstege-
setz (TDG) droht ein Bußgeld bis zu
50 000 Euro.

Unter der Internet-Adresse www.di-
gi-info.de/webimpressum kann mit Hil-
fe eines „Assistenten“ kostenlos ein

Musterimpressum auf die jeweiligen
Bedürfnisse zurechtgeschnitten wer-
den. Der Assistent berücksichtigt alle
Pflichtangaben nach dem TDG und
dem so genannten „Vertrag über Me-
diendienste“ (MDStV). Der Gesetzge-
ber will mit dem TDG mehr Transpa-
renz für den Verbraucher schaffen.
Nach diesem Vertrag muss immer dann
ein Verantwortlicher auf der Homepa-
ge genannt werden, wenn die Website
Texte enthält, die zur Meinungsbildung
beitragen. In jedem Fall gilt: Lieber ei-
ne Angabe zu viel als eine zu wenig.

Weitere gesetzliche Pflichtanga-
ben, wie ngaben bei Online-Shops
oder Fernunterrichtsangeboten, be-
rücksichtigt der Webimpressum-Assi-
stent nicht. Ferner bezieht sich das
Musterimpressum nur auf Anbieter,
die ihren Sitz in der Bundesrepublik
Deutschland haben und der deutschen
Rechtsordnung unterliegen. <
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Arbeitskreis Pressearbeit 
setzt auf Bezirks- und
Kreisverbände

Dem Aufruf von LV-Schriftführerin
Barbara Dilberowic zur Gründung ei-
nes Arbeitskreises Pressearbeit im
VLB folgten neben dem stellvertre-
tenden Landesvorsitzenden Klemens
Brosig insgesamt 7 weitere interessier-
te Kollegen. Drei weitere hatten sich
für den Termin entschuldigt. In ersten
Sondierungsgesprächen wurden dabei
Gründe für die Teilnahme ermittelt,
Z ielsetzungen des Kreises für die Pu-
blikationstätigkeit benannt und erste
interne Aktivitäten ausgemacht. Um
die verstärkte Präsenz und schnelle

Reaktion des Verbandes in den Me-
dien auch in den einzelnen Bezirken zu
optimieren, verständigten sich die Teil-
nehmer darauf, in allen Bezirksver-
bänden und dann nachrangig in den
Kreisverbänden Pressesprecher zu in-
stallieren, das nötige „Handwerks-
zeug“ nach und nach bereit zu stellen
bzw. zu entwickeln und die reibungslo-
se Kommunikation zu ermöglichen.

Für den 28./29.07.03 ist deshalb ein
erstes Presseseminar in Würzburg ge-
plant, wozu die Pressereferenten und
weitere Kollegen, die das Anliegen
teilen, eingeladen sind. Sie können
Kontakt aufnehmen unter b.dilbero-
wic@t-online.de. <

legen entstammen in erster Linie der
Verfahrensweise bei der Beteiligung
an Kammerprüfungen, speziell seit
der Einführung von LUZ. Der Be-
zirksvorstand hatte immer wieder, zu-
letzt auch mehrfach bei den jährlichen
Gesprächen mit der Bezirksregierung,
darauf hingewiesen, dass die Belas-
tung der Kollegen nicht mehr tragbar
sei. Dort hatte man auf das eigene
Nichtzuständigsein für zeitliche
Entlastung der Kollegen in dieser An-
gelegenheit hingewiesen, gleichwohl
aber das „dienstliche Interesse“ an ei-
ner Prüfungsbeteiligung hervor geho-
ben und den Vergleich mit ehrenamt-
licher Schöffentätigkeit bemüht, wel-
che  finanziell auch nur gering hono-
riert werde. Dieser Vergleich hinkt je-
doch, da Schöffen die Zeit ihrer Ab-
wesenheit vom Betrieb nicht als zu-
sätzliche Arbeitszeit einbringen müs-
sen. Für Lehrer mit Abschlussklassen
waren in der „Vor-LUZ-Ära“ wenig-
stens die nach der Prüfung ausfallen-
den Unterrichtsstunden gegen gerech-
net worden. Jetzt aber muss die Ar-
beitszeit schulintern vorgeholt werden
– aus der Sicht des Dienstherrn ein
durchaus nachvollziehbares Anliegen.
Da jedoch die Rahmenbedingungen
der Lehrerbeteiligung an Prüfungen
nicht derart geändert wurden, dass der
Ausgleich anderweitig stattfindet,
macht sich bei den Betroffenen zu
Recht Unmut breit.

Austausch und Kritik sind die 
Basis der Weiterentw icklung
Beim Treffen der Regionalvertretun-
gen der beiden dualen Partner in den
Räumen der IHK Würzburg-Schwein-
furt  wurde diese Situation von IHK-
Geschäftsführer Jürgen Bode und dem
Leiter der Berufsausbildung Hans
Dengel als Faktum anerkannt. Die
IHK-Vertreter wiesen ergänzend zu
der Einführung von LUZ auch auf den
Tatbestand hin, dass das Kultusmini-
sterium die gemeinsame koordinierte
Abschlussprüfung mit der Änderung
der BSO aufgegeben hätte. BV-
Schatzmeister Christoph Stumpf be-
klagte außerdem eine sich abzeichnen-
de Zuspitzung, wenn – wie in Elektro-
berufen geplant – 2 Prüfungsvarianten
zu bearbeiten seien. Auch die noch

Landesverband

Bezirks- und Kreisverbände

Trafen sich in Neusäß, um die Pressearbeit im Verband zu aktivieren, von links: Johannes M ünch,
M artin Ruf, Klemens M . Brosig, Herbert Geiger, M artin Reith, Barbara Dilberow ic, Jürgen Wunder-
lich, Gerhard Sackmann und Hans Huber.

BV Unterfranken

„Wer lehrt, der prüft!“ –
VLB im Gespräch mit IHK

Die Problemlage
Nicht nur in Unterfranken sind Kam-
mern und die Berufsschule gehalten,
im Sinne der dualen Ausbildung zu-
sammen zu arbeiten. Dabei entstehen
zwangsläufig Differenzen in der Be-
trachtungsweise der anstehenden Auf-

gaben, die jedoch jahrzehntelang im-
mer wieder zur Zufriedenheit aller
Beteiligten gelöst wurden. Gerade im
Zuge der Umgestaltung des berufli-
chen Bildungswesens, sowohl im Di-
daktischen durch die angestrebte
Lernfeldorientierung als auch im
Wandel der Organisationsstruktur be-
ruflicher Schulen hin zu Kompetenz-
zentren, verschärfen sich die bisher
schon vorhandenen Probleme. Kritik-
punkte seitens des VLB und der Kol-
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weiter „anhaltende Mitbetreuung von
externen Prüflingen ist unter diesen
Rahmenbedingungen nicht akzepta-
bel“.  Die Problemlage zeichnet sich
also deutlich ab, doch nach der Aus-
sprache scheinen die Lösungsmöglich-
keiten – zumindest vor Ort – sehr be-
scheiden zu sein. Dem baden-würt-
tembergischen Modell (vom KuMi zu-
sammen  gestellte Prüfungskommis-
sionen, offene Prüfungen, enge lokale
Kooperation spezialisierter Schulen
und Betriebe für bestimmte Berufe)
steht Jürgen Bode offen gegenüber.
Allerdings verdichten sich die Anzei-
chen, dass dieser Vorschlag vom Kul-
tusministerium nicht finanzierbar sei. 

Die Nachfrage der Verbandsvertre-
ter nach einem konkreten Modell,
„das Sie mittragen würden“, beant-
wortete Bode mit der nachrichtlichen
Übernahme der Gesamtnote aus dem
Berufsschulzeugnis. Von Seiten des
VLB wird demgegenüber die Über-
nahme der Berufsschulnoten des letz-
ten Schuljahres mit entsprechender
Gewichtung ins Berufsabschlusszeug-
nis favorisiert. Daneben wird eine an-
gemessene „Mehrarbeitsvergütung“
der prüfenden Kollegen gefordert. 

Die Prüfungsinhalte der Metall- und
Elektroberufe im Fach Wirtschafts-
und Sozialkunde sind nach Christoph
Stumpfs Erfahrung ein anhaltender
Anlass zur Kritik. Im Unterschied zu
den Anforderungen des Rahmenlehr-
planes seien zu viele, v. a. aber zu spe-
zielle Fragen aus dem Bereich des Ar-
beitsrechtes vertreten. Durch die Ar-
beitnehmervertreter würde bei der
Prüfungserstellung nachweislich ein zu
starkes Gewicht auf diesen speziellen
Themenbereich gelegt. Hans Dengel
räumte ein, dass die Prüfungsfragen
zum Teil sehr anspruchsvoll, aber
rechtlich durch den Ausbildungsrah-
menplan abgedeckt seien. 

Zum Schluss des Treffens kamen
noch zwei Themen zur Sprache, über
die weitgehende Einigkeit bestand, z.
B. bei Schwierigkeiten, die sich aus
den neu eingeführten Prüfungen nach
den „lernfeldorientierten Lehrplä-
nen“ ergeben. Auf beiden Seiten war
man sich einig, dass sich die Lernfel-
der nicht in allen Fällen mit den Prü-
fungsfächern decken und bezweifel-

ten die langfristige Validität von der-
art gewonnenen Zeugnissen, deren
Basis schon nach wenigen Jahren
möglicherweise für einstellende Un-
ternehmen nicht mehr aussagekräftig
genug sein könnten. 

Die Umstrukturierung der unter-
fränkischen Berufsschullandschaft im
Zuge der Errichtung von Kompetenz-
zentren wurde von beiden Seiten als
„prinzipiell“ richtig angesehen, wenn
dadurch ein optimaler Lehrer- und
Ressourceneinsatz ermöglicht wird.
Der lange Zeitraum zur Umsetzung
der Reform wurde von Jürgen Bode
als nicht zweckmäßig kritisiert, nicht
zuletzt auch unter unternehmerischen
Gesichtspunkten. Auch wurden Zwei-
fel an der Brauchbarkeit der verwen-
deten statistischen Daten für den Ziel-
zeitraum der Bildung von Kompetenz-
zentren erhoben. Der Name dieser
Maßnahme ist jedoch irreführend, so
Wolfgang Lambl. Strukturreform
würde besser passen, weil für den
VLB jener Begriff mit einer anderen
Qualität der Organisation von berufli-
chen Schulen belegt ist. Trotz zeitwei-
se stark differierender Standpunkte
und deutlicher Worte von beiden Sei-
ten wurde die offene Aussprache als
sehr hilfreich für die Lösung der an-
stehenden Probleme angesehen. Per-
sönliche Ressentiments seien nicht
vorhanden, doch müssten angesichts
der schwierigen Situation alle Mög-
lichkeiten ausgeschöpft werden. Um
längst überfällige Verbesserungen
herbei zu führen zur Abwehr zuneh-
mender Belastung der Lehrer und so-
mit letztendlich zum Hauptziel einer
gelingenden Ausbildung unserer Ju-
gend auch in der Zukunft.

Herbert Geiger/Wolfgang L ambl

BV M ittelfranken

Informationsveranstaltun-
gen für Personalräte sto-
ßen auf großes Interesse.

Sicher war es nicht nur die schöne
Oberpfalz und ein für das Vorhaben
ideales Landhotel, dass auch zur fünf-
ten Grundlagenschulung für Personal-
räte vom 20. bis 21. Februar in Len-
genfeld/Velburg wieder etwa 25 Teil-
nehmer kamen. Es liegt wohl eher an
der Erkenntnis, dass eine gute Perso-
nalratsarbeit an der Schule nicht ohne
ein fundiertes Wissen möglich ist.

Die Referenten Martin Stumpf,
Horst Hackel, Ingrid Heckner und
Horst Lochner bemühten sich, einen
umfassenden Einblick in die Aufga-
ben und Möglichkeiten des örtlichen
Personalrats zu geben. Die Themen
umfassten die Bereiche Amts- und
Diensthaftpflicht, Geschäftsführung
des Personalrats, Beteiligungsrechte,
Rechtsstellung des Personalrats und
allgemeine Aufgaben des Personal-
rats. Aufgelockert durch viele Fragen
der Teilnehmer konnten diese Berei-
che anschaulich behandelt werden.

Eine Leitlinie der Veranstaltung
war sicher die durchgängige Aufforde-
rung mit den Schulleitern das Ge-
spräch zu suchen. Neben dem eng be-
grenzten Bereich der direkten Mitbe-
stimmung gibt es einen großen Be-
reich der förmlichen und nicht-förmli-
chen Mitwirkung, bei der es im Inter-
esse der ganzen Schule sein muss, dass
hierzu ein intensiver Meinungsaus-
tausch zwischen Schulleitung und Per-
sonalrat stattfindet. Es ist nicht nur ei-
ne Phrase, dass gemeinsam mehr er-
reicht werden kann. Gerade in Zeiten

Wolfgang Lambl ein-
gerahmt von den IHK-
Vertretern Jürgen Bo-
de und Hans Dengel
(2. von links und von
rechts) und seinen
VLB-Bezirksvorstands-
mitgliedern Christoph
Stumpf und Gereon
Rempe nach fruchtba-
rem Gedankenaus-
tausch über die Zu-
sammenarbeit bei der
Berufsausbildung.



KV Bamberg-Forchheim

Sparmaßnahmen finden
kein Ende

Zu ihrer Jahresversammlung trafen
sich die Mitglieder des Kreisverban-
des im Hotel Göller in Hirschaid. Be-
vor VLB-Dienstrechtsreferent Man-
fred Greubel über beschlossene Strei-
chungen und Kürzungen, die insbe-
sondere die Lehrkräfte betreffen, re-
ferierte, ehrte die oberfränkische Be-
zirksvorsitzende Dr. Angelika Rehm
zusammen mit dem Kreisvorsitzen-
den, Pankraz Männlein, langjährige
Mitglieder. Dies waren Hans Diersch
für 50 Jahre sowie Robert Weiß für 40
Jahre Verbandsmitgliedschaft. Robert
Weiß war im VLB Bezirks- sowie
Kreisschriftführer und gehörte der
Fachgruppe Metall- und Fahrzeug-
technik an. Auch Siegmar Walter, der
lange Zeit Bezirksvorsitzender im da-
maligen VBB war und den Berufs-
schultag in Bamberg erstmals organi-
siert hat, wird in diesem Zusammen-
hang ein Präsent überreicht. 

Im Anschluss an die Ehrungen ging
Manfred Greubel in seinem Hauptrefe-
rat auf die auf Bundes- und Landesebe-
ne durchgesetzten Sparmaßnahmen
ein, die in VLB-akzente an anderer
Stelle hinreichend thematisiert sind.

Themenschwerpunkte waren dies-
mal:
• Verlagerung der Regelungskompe-

tenz beim Urlaubsgeld und bei der
jährlichen Sonderzuwendung 

• zeit- und inhaltsgleichen Anpas-
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der inneren Schulentwicklung muss
von beiden Seiten der Mut zur Dis-
kussion eingefordert werden. Die Teil-
nehmer der Tagung in Lengenfeld
werden diese Bereitschaft zur kon-
struktiven Zusammenarbeit im Inter-
esse der Schule sicher in ihre Perso-
nalratsarbeit einfließen lassen.

Horst L ochner

KV Nordschw aben

Theo Waigel zu Gast bei
der Kreisversammlung

Es mussten noch weitere Stühle geholt
werden: Der Andrang zur Kreisver-
sammlung Nordschwaben April war
besonders groß, was jedoch nicht an-
ders zu erwarten war, denn mit dem
gerühmten Kloster Roggenburg als
Veranstaltungsort und dem ehemali-
gen Finanzminister Dr. Theo Waigel
als Referenten war ein zahlreiches Er-
scheinen der Mitglieder vorhersehbar.

Nach der Begrüßung durch den
Kreisvorsitzenden Alois Rothermel
sowie den Leiter des Klosters, Pater
Roman, konnten diese dem Kassenbe-
richt von Helmut Strasser und den
Ausführungen des stellvertretenden
Landesvorsitzenden Klemens M. Bro-
sig zu den aktuellen Entwicklungen
folgen, bis letztere durch das Erschei-
nen des Hauptreferenten unterbro-
chen wurden. Theo Waigel, der sich
selbst nicht zu den „resozialisierungs-
unfähigen Ex-Politikern“ zählt, die
nur daheim herumsitzen oder ihre
ehemaligen Wirkungsstätten „um-
kreisen“, hatte sich als Nachbar des
Kreisvorsitzenden für ein Referat ge-
winnen lassen, zumal Kloster Roggen-
burg in der Mitte seines früheren
Wahlkreises liegt und Theo Waigel
maßgeblich an dessen Wiederherstel-
lung beteiligt war.

So schilderte er zunächst auch den
Werdegang des Klosters hin zum Zen-
trum für Familie, Umwelt und Kultur
bevor er sich seinem eigentlichen The-
ma, nämlich Europa und dessen ge-
meinsamer Währung zuwandte. Ge-
würzt mit amüsanten Anekdoten
spannte  Dr. Waigel dabei den Bogen
von den Ursprüngen des europäischen

Gedankens bis zu den derzeitigen
Entwicklungen, um seinen kurzweili-
gen Vortrag mit einem Zitat von Ernst
Jünger zu schließen: „Es ist besser in
der Zuversicht als in der Angst zu le-
ben“. 

Als Nachfolger für Josef Kraft, der
infolge eines Schulortwechsels nun
dem KV Allgäu angehört, wurde an-
schließend Franz Leopold einstimmig
als stellvertretender Kreisvorsitzen-
der gewählt. E ine exquisite Bewirtung
und eine äußerst informative Kloster-
führung rundeten die in jeder Hinsicht
gelungene Veranstaltung ab und bo-
ten eine schöne Einstimmung auf die
Osterferien. Bernd Urban

KV-Vorsitzender Alois Rothermel bedankt sich
bei Dr. Theo Waigel.

Bezirksvorsitzende 
Dr. Angelika Rehm
gratuliert Hans
Diersch für die lang-
jährige Treue zum
VLB. Daneben KV-
Vorsitzender Pankraz
M ännlein.
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gress in Passau verabschiedet, sei jetzt
wieder Ruhe im Kreisverband einge-
kehrt, führte Stelzl weiter aus. Für das
kommende Schuljahr 2003/04 gäbe es
zwar eine weitere Sondermaßnahme
für die Bereiche Metall und Elektro.
Es würden 50 Diplomingenieure ge-
sucht, die allerdings bei E instellung
den normalen Vorbereitungsdienst
durchlaufen müssten.

Ein echt brennendes Problem, fuhr
er, sei der durch das Pleiteland Berlin
ausgelöste Beschluss des Bundesrates,
den Ländern die Zuständigkeit für das
Weihnachts- und Urlaubsgeld zu über-
lassen. Schon die „Streich-Giftliste“
vom Dezember 2002 habe massive
Verschlechterungen beinhaltet, die
erst verdaut werden müssten. „Die er-
neuten Überlegungen der Staatskanz-
lei bezüglich der Verschiebung der Be-
soldungsanpassung für Beamte, Kür-
zung des Weihnachtsgeldes und Strei-
chung des Urlaubsgeldes können wir
so nicht hinnehmen“, so Stelzl weiter.
Zu diesem Zweck wurde vom Kreis-
verband eine Resolution verabschie-
det, gerichtet an Staatsminister Erwin
Huber und unterschrieben von knapp
150 Lehrkräften aus den beruflichen
Schulen in Straubing und Deggendorf,
die auf eine systemkonforme und zeit-
gleiche Übernahme des Tarifergebnis-
ses auf den Beamtenbereich ziele.

Selbstverständlich sei es das gute
Recht der Lehrer, sich zu wehren, be-
gann Ingrid Heckner ihr anschließen-
des Referat. „Das A und O bei allen
Beschäftigten muss die Gleichbehand-
lung sein“. Auf den Nachwuchsmangel
bei der Lehrerschaft an den Berufs-
schulen eingehend, verwies sie auf
zwei Probleme. Zum einen gäbe es bei
der Zuweisung von Lehrern durch das

KM Jahr für Jahr erneut ein Gerangel.
„Zur Zeit erheben die Fachoberschu-
len die Forderung nach einem erhöh-
ten Bedarf, da hier die Schülerzahlen
in ungeahnte Höhen schnellen“. Zum
anderen müsse die hervorragende
Qualität des Berufsschulunterrichtes
viel mehr ins Licht der Öffentlichkeit
gerückt werden, betonte sie weiter.
Beispielweise könnte durch die öffent-
liche Vorstellung von Projekten vor
Ort das Image der Berufsschule positiv
hervorgehoben und somit das Interes-
se junger Leute auf die beruflichen
Schulen gelenkt werden.

Nach einer eingehenden Diskussi-
on mit der Referentin klang die gut
besuchte Veranstaltung bei einer ge-
meinsamen bayerischen Brotzeit aus.

Wilhelm Stelz l

KV Donau-Wald

Kreisversammlung mit 
Ingrid Heckner

Der Direkteinstieg von Bewerbern in
den Schuldienst, das so genannte
„Trainee-Programm 2002/03“ und die
neuerlichen Sparpläne für Beamte in
Bayern sorgten für große Unruhe bei
der jüngsten Kreisversammlung im
Gasthaus Moosburner auf dem Bo-
genberg. Kreisvorsitzender Wilhelm
Stelzl konnte neben der Hauptrefe-
rentin, stellvertr. Landesvorsitzende
Ingrid Heckner, auch den Bezirksvor-
sitzenden Rudolf Puryear und die bei-
den Straubinger Schulleiter Franz Hä-
ring (BS I und III) und Udo Harttha-
ler (BS II) nebst einer ganzen Reihe
von Pensionisten begrüßen.

Viel Staub habe die Sondermaß-
nahme des KM für das Schuljahr
2002/03 mit der Möglichkeit des Quer-
einstieges für Diplomingenieure bzw.
Diplomkaufleute gerade im KV Do-
nau-Wald ausgelöst mit der Konse-
quenz, dass einige Mitglieder ausge-
treten sind, stellte Stelzl zu Beginn sei-
ner Ausführungen fest. Das Ganze sei
durch die von vielen Faktoren beding-
te Lehrerknappheit an den Berufs-
schulen ausgelöst worden. Durch den
Entschließungsantrag Nr. 3, der „die
generelle Abschaffung von Trainee-
Maßnahmen“ fordert, im vergange-
nen Herbst beim Berufsbildungskon-

KV M ittelfranken-Nord

Die drei Streifen aus 
Franken

Dem Kreisverband Mittelfranken-
Nord war es in Zusammenarbeit mit
der Wirtschaftsschule im Röthelheim-
park in Erlangen gelungen, den Vor-
standsvorsitzenden der adidas-Salo-
mon-AG für einen Vortrag an der
Wirtschaftsschule zu gewinnen. Top-
manager Herbert Hainer hatte inter-
essantes Anschauungsmaterial mitge-
bracht: E inige Muster der neuesten
Sportschuhe, die „adidas clima cool
360 Grad ventiliert“, sowie den Origi-
nal-Schuh von Basketball-Star Tracy
McGrady in Größe 53, die, allesamt
neugierig beäugt, die Runde in der
Aula der Wirtschaftsschule machten.
Dabei referierte der Vorstandsvorsit-

Ingrid Heckner einge-
rahmt von Werner
Kiese, Rudolf Puryear
und Wilhelm Stelzl.

sung von Besoldung und Versor-
gung 2002/2003 und der Erlass ei-
ner Verfügung zur Leistung von
Abschlagsauszahlungen

• bayerischen Streichliste: Altersteil-
zeit, AZV-Tage, Leistungsstufenre-
gelung, Beihilferegelungen/ Wahl-
leistungen bei Krankenhausaufent-
halt
Im Anschluss an den Vortrag wur-

den in reger Diskussion einige Kern-
probleme aufgegriffen und vertieft.
Darüber hinaus stand Greubel auch für
weitere Fragen und Probleme der Mit-
glieder Rede und Antwort. Die Veran-
staltung endete mit einem gemütlichen
Beisammensein sowie gemeinsamen
Abendessen. Bernd Krügel
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zende über die Vergangenheit ebenso
wie über die Strategien der Zukunft.
1928 hatte Jesse Owens in Dassler-
Schuhen vier Goldmedaillen gewon-
nen, doch 1949 saß „adidas links der
Aurach und Puma rechts der Aurach“,
weil sich die beiden Brüder zerstritten
hatten.

Der zweitgrößte Sportartikelher-
steller der Welt – der größte ist Nike –
ist in (fast) allen Ländern der Welt
vertreten. Mit 1700 Beschäftigten in
Herzogenaurach und einem Durch-
schnittsalter von 31 Jahren arbeitet
der „Global Player“ höchst effizient.

In den letzten Jahren hat man be-
wusst die Hierarchien abgebaut, die
drei deutschsprachigen Länder
Deutschland, Österreich und Schweiz
zusammengefasst sowie die Vorlauf-
zeiten für den Markt um 50 Prozent
verkürzt. Waren früher 18 Monate von
der Produktidee bis zur Handelsein-
führung vergangen, schafft man es nun
in 9 Monaten.

Die weiteren Ziele legte der Vor-
standsvorsitzende klar offen: In den
USA will adidas einen Marktanteil
von 30 Prozent erreichen – dabei aber
auch den wichtigen asiatischen Markt
nicht aus den Augen lassen.

In den vergangenen 2 Jahren schnitt
die adidas-Salomon-Aktie von allen
Dax-Werten am besten ab. Gerade
deshalb sind wir sehr froh, dass wir
Herbert Hainer für den wirklich sehr
interessanten und kurzweiligen Vor-
trag gewinnen konnten. Gerald Wölfel

KV Oberpfalz-Nord

Einblicke in erfolgreiche
Unternehmen: Krones und
BM W

Der Kreisverband besuchte die bei-
den Unternehmen Krones AG und
BMW Group AG in Regensburg, um
einen Einblick in Betriebsabläufe und
aktuelle Neuerungen zu bekommen.
Schließlich sind gerade die Berufs-
schulen Partner im dualen Ausbil-
dungssystem und übernehmen ge-
meinsam mit den Unternehmen die
berufliche Erstausbildung. An der In-
formationsfahrt nach Regensburg
nahmen trotz Ferientermins nahezu
50 interessierte Lehrkräfte der beruf-
lichen Schulen der nördlichen Ober-
pfalz teil. 

Kreisvorsitzender Michael Bäum-
ler hatte hierzu ein Programm organi-
siert, dass jeweils 25 Mitgliedern alter-
nativ eine mehrstündige Werksbesich-
tigung bei den beiden Unternehmen
ermöglichte. Zu dieser Veranstaltung
durfte er auch Ltd. RSD Karlheinz
Kirchberger begrüßen. 

Andreas Hollnberger von Krones
gab den Teilnehmern einen Überblick

über die vielschichtigen Unterneh-
mensfelder der Krones AG als erfolg-
reicher Hersteller, vor allem im Be-
reich der Anlagentechnik von Abfüll-
und Verpackungsmaschinen. Die
Lehrkräfte waren von der Fertigungs-
tiefe erstaunt, die vielleicht neben
dem hervorragenden Management
zum großen Plus des mittlerweile
weltweit agierenden Traditionsunter-
nehmens gehört. Der Jahresumsatz
des Unternehmens beläuft sich auf
rund 1.300 Mio. Euro. Selbst in der
derzeit schwierigen wirtschaftlichen
Lage erwirtschaftete man einen ge-
steigerten Gewinn von mehr als 57
Mio. Euro. Insgesamt beschäftigt der
Konzern über 8.300 Mitarbeiter.
Deutlich wurde auch, dass der Ausbil-
dung hohen Stellenwert beigemessen
wird, sowohl im kaufmännischen als
auch gewerblich-technischen Bereich.
Auch die Lehrwerkstatt am Standort
in Neutraubling war Gegenstand der
Werksführung. Derzeit beschäftigt
man ca. 280 Auszubildende in der
Oberpfalz.

Bei der BMW Group AG erhielten
die Lehrkräfte einen Einblick in die
Fertigungsprozesse und den Produkti-
onsablauf. Mit dem Erfolg der 3er
Reihe in den 80er Jahren wurden die
BMW Fertigungskapazitäten erwei-
tert. 1982 fiel nach einem umfangrei-
chen Auswahlverfahren die Entschei-
dung für Regensburg. Das Werk Re-
gensburg nahm die Produktion von
Automobilen für den Weltmarkt 1986
zunächst mit einer Montagehalle auf.
Bis 1990 wurden die Lackiererei und
die Fertigungsanlagen für den Karos-
serierohbau fertiggestellt. 1997 wurde
das Presswerk errichtet. Mehr als ins-

Zw ei M itglieder des
Kreisvorsitzenden zu-
sammen mit dem Re-
ferenten: von links:
Gerald Wölfel (Schrift-
führer), Herbert Hai-
ner (Vorstandsvorsit-
zender der adidas-Sa-
lomon-AG) und Ger-
hard Thaler (Kreisvor-
sitzender).

Einblick bei Krones …



ders darin, eine erste Anlaufstelle für
alle Fragen und Anliegen der Studien-
referendare in Bayern zu sein. Die
entsprechenden Kontaktadressen lau-
ten: vlb@barmetler.de bzw. engel-
bert.wiedemann@freenet.de

Zu letzt tauschten die Teilnehmer
noch ihre Erfahrungen während des
Referendariats aus. Besonders inter-
essant waren dabei die Berichte aus
den jeweils anderen Studiensemina-
ren. So stellte sich schnell heraus, dass
es neben vielen gemeinsamen Interes-
sen auch regional spezifische Anlie-
gen gibt, die jeweils eine individuelle
Lösung erfordern. Der Erfahrungs-

austausch setzte sich in lebhaften Ge-
sprächen auch über das gemeinsame
Abendessen hinweg fort.

Der Samstagfrüh gehört traditions-
gemäß der Podiumsdiskussion mit
MR Adolf Tengg, im Kultusministeri-
um u.a. zuständig für Aus- und Fort-
bildung der Lehrkräfte, Heiko Pohl-
mann, VLB-Referent für Lehrerbil-
dung und Studienseminarvorstand in
Südbayern sowie dem stellvertr. VLB-
Landesvorsitzender Hans Käfler und
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gesamt 9500 Mitarbeiter sorgen dafür,
dass täglich rund 800 BMW Automo-
bile in vier Varianten der 3er Reihe –
touring, Coupé, Cabrio, Limousine so-
wie exklusive M3 Modelle und Allrad-
varianten – vom Band laufen. 3er tou-
ring, Coupé und Cabrio werden aus-
schließlich in Regensburg gefertigt.
Ab 2004 wird in Regensburg neben
der BMW 3er Reihe die geplante
BMW 1er Reihe gefertigt.

Das Presswerk liefert außerdem
Karosserieteile für die Produktion der

3er Reihe an die Fahrzeugwerke der
BMW Group in Dingolfing und Ross-
lyn, Südafrika.

Nach dem Wissensdurst mit vielfäl-
tigen Eindrücken, die sicherlich auch
wieder den Schülern zugute kommen,
kehrte man anschließend in einem
weiteren Wirtschaftsbetrieb ein, der
Brauereigaststätte Kneitinger, um im
Rahmen eines geselligen Beisammen-
seins die Informationsfahrt mit einem
abschließendem Erfahrungsaustausch
zu beenden. Michael Bäumler

… und bei BM W.

Referendare und Studenten

Mitte März war es wieder so weit: Auf
Einladung des VLB fand das schon tra-
ditionelle Wochenendseminar für Stu-
dienreferendare in Würzburg statt.
VLB-Landesvorsitzender Hermann
Sauerwein sowie die beiden noch am-
tierenden Referendarsprecher Martin
Reith und Stephan Steigenberger be-
grüßten den VLB-Berufsnachwuchs.
Gemeinsam stellten sie den VLB als
die Organisation vor, in der die berufs-
ständischen Angelegenheiten der Leh-
rer an beruflichen Schulen bestens auf-
gehoben sind. Anschließend erläuter-
ten sie noch einige Ergebnisse des
letztjährigen Berufsbildungskongress
in Passau, die insbesondere die Refe-
rendare betrafen. U. a. führten sie an,
dass Anstrengungen zu unternehmen
sind, die Attraktivität des Lehramts-
studiums einhergehend mit einer gene-
rellen Verbesserung des Lehrerimages

zu erhöhen oder dass Referendare be-
reits im Referendariat an Fortbildungs-
veranstaltungen in Dillingen teilneh-
men dürfen. Für die Referendare wohl
eine der wichtigsten Forderungen ist
eine Erhöhung der Anwärterbezüge,
die der VLB vehement einfordert.

Nachdem der Nachwuchs über die
Aufgaben der Referendarsprecher
aufgeklärt war, wurde gewählt. Die
Wahlen brachten folgendes Ergebnis:
Referendarsprecher:
• kaufmännischer Bereich: Engel-

bert Wiedemann
• gewerblicher Bereich: Thomas Bar-

metler
• Vertreter: Christine Seidel und

Martin Lang
Die scheidenden Referendarspre-

cher wünschten ihren Nachfolgern
viel Erfolg, aber auch ein großes Maß
an aktiver Mitarbeit, wenn es um die
Belange des Lehrernachwuchses im
VLB geht.

Die beiden neuen Vertreter sehen
ihre Aufgabe, wie sie betonten, beson-

Referendartreffen in Würzburg:

Stabwechsel

Thomas Barmetler

Engelbert Wiedemann
























